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EINLEITUNG

Auch wenn die Roma in NR W noch einmal für weitere 6 Monate geduldet werden, 
seit dem i. Juli 1991 ist aufgrund des Neuen Ausländergesetzes die "Jagd er­
öffnet" auf "De f acto"-Flüchtlinge, also Menschen, deren Asylersuchen 
von diesem Staat abgelehnt wurde, die aber wegen der in ihren Län­
dern offensichtlich bestehenden Gefahr für Leib und Leben bislang 
aus "humanitären Gründen" noch hier "geduldet" wurden. Ab dem 1. Juli ist das an­
ders - nun soll in großen Schüben "abgeschoben" werden. Wie gesagt, die Roma "dür­
fen" noch einmal 6 Monate bleiben - vermutlich befürchtet die Regierung, daß eine 
Abschiebung nach Jugoslawien zum augenblicklichen Zeitpunkt dann doch zuviel 
Unruhe bei der hiesigen Bevölkerung hervorrufen könnte.
Das trifft jedoch nicht zu für Menschen aus Sri Lanka, Libanon oder aus afrikanischen 
Ländern - hier soll nach wie vor das "Dulden" vorbei sein.
Denn "das Boot sei voll", wie es Recklinghäuser Bürgermeister Welt auf einer 
Tagung der Jungsozialistinnen ausdrückte - eine Sprachregelung, die bisher nur bei 
den Nazis üblich war.
Die AntifaZ berichtet über die landesweite Demonstration für das Bleibe­
recht der Roma in Köln am 25. Mai, über ein Treffen ehemaliger Moorsoldaten in 
Papenburg, Thea A. Struchtemeier schreibt über die Delegationsfahrt 
des "Beobachter Komitee M e n s c h e n r e c h t e " in die Türkei und nach 
Kurdistan sowie über die Bochumer antifaschistische Stadtkonferenz.
Tim berichtet über Hooligans in Herne und über die bundesweite Demon­
stration in Gifhorn gegen den dortigen Skinüberfall, zudem drucken wir einen 
Aufruf nordrheinwestfälischer Antifaschistinnen ab, der zum 50. Jah­
restag des faschistischen Überfalls auf die Sowjetunion herausgegeben 
wurde.
Noch nicht geschafft haben wir den zweiten Teil unserer Serie über die FAP, 
er folgt in der kommenden Ausgabe.
Auch wollten wir in dieser Ausgabe unsere Fragebogenaktion auswerten, da aber 
nur knapp 20 Bögen zurückkamen, war nicht viel auszuwerten. Zwei Kritiken tauch­
ten aber häufiger auf:
Wir sollen mehr Theorie-Artikel schreiben, und:
Wir sollen uns ein abwechslungsreicheres Out-fit zulegen.
Ein wenig wollen wir damit in dieser Ausgabe beginnen - na ja, Ihr werdet schon 
sehen, was Ihr davon habt!
Ob wir uns alle am 17. August in Wunsiedel treffen, ist ja wohl zur Zeit noch un­
klar, nachdem der Faschistenaufmarsch erst einmal verboten worden ist. Falls die 
Mobilisierung aber, wie geplant, fortgesetzt wird, hoffen wir, möglichst viele von 
Euch dort zu sehen,

mit herzlichen "Sommer"grüßen

Eure

AntifaZ-Redaktion
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BLEIBERECHT FÜR ROMA

VERHINDERT DIE GEPLANTEN 
ABSCHIEBUNGEN

Über 2000 demonstrierten in Köln gegen die geplanten Massenab­
schiebungen

Eine landesweite Demonstration von über 2000 Menschen aus Nord­
rhein-Westfalen, überwiegend Roma, fand am 25. Mai in Köln statt. 
Hatten sich um 10.30 Uhr, dem offiziellen Beginn der Auftaktkundg­
ebung, erst knapp 200 Leute auf dem Hans-Böckler-Platz eingefun­
den, so kamen im weiteren Verlauf doch noch größere Gruppen, über­
wiegend Roma aus ganz NRW, zur Demonstration, so daß gegen 11.00 
Uhr mehr als 2000 Menschen losmarschierten. Zu Beginn hatten Fati­
ma Hartmann und andere Roma-Vertreter zu den Versammelten ge­
sprochen.
Der Demonstrationszug folgte dem Deportationsweg, den 1940 in 
Köln über 1000 Roma gehen mußten, als die Faschisten sie in die KZs 
verschleppten. Während der Zwischenkundgebung vor der Messehalle 
in Köln-Deutz wurde folgende Rede gehalten:

Von diesem Kundgebungsort aus, der 
Kölner Messe, wurden im Mai 1940 1000 
Sinti und Roma in das besetzte Polen 
deportiert. Es war recht willkürlich, 
was dort mit ihnen geschehen sollte, ob 
sie in ein Zwangsarbeitskommando, 
Ghetto oder Konzentrationslager inter­
niert wurden, oder ob sie - auf offener 
Strecke ausgeladen - unter ständiger 
Lebensgefahr lebten. Die angestrebte 
"Lösung der Zigeunerfrage" sah so aus, 
daß am Ankunftsort dieser ersten plan­

mäßigen Zigeunerdeportation die Le­
bensbedingungen so bestimmt waren, 
daß alle mit dem Tod zu rechnen hat­
ten. Nur ein Bruchteil der im Mai 1940 
Deportierten hat diese jahrelange 
Odyssee überlebt.
Die Sinti und Roma wurden von den Na­
tionalsozialisten als erste Bevöl­
kerungsgruppe überhaupt mit einem 
ungeheuren bürokratischen Aufwand 
erfaßt, ausgeforscht und vermessen. 
Sie konnten als sowieso schon durch 
rassistische Vorurteile ausgegrenzte 
Minderheit am einfachsten von der üb­
rigen Bevölkerung abgespalten werden. 
Gleichzeitig betrieben die Nationalso­
zialisten deren innere Aufspaltung in 
verschiedene rassistische Kategorien 
wie "Vollzigeuner" oder "Zigeuner­
mischling", um einen geschlossenen Wi­
derstand im Ansatz unmöglich zu ma­
chen. Mit der Verfolgung der Sinti und 
Roma hatten die Nationalsozialisten 
die Erfahrungen gesammelt, die bei der 
Verfolgung anderer Minderheiten ver­
wertet wurden.
Auch heute werden offensichtlich die 
Sinti und Roma wieder als bevöl­
kerungspolitisches Experimentierfeld 
benutzt.
Vordem Hintergrund der neuen Flücht­
lingspolitik zeichnet sich ab, daß an den 
Sinti und Roma ausprobiert wird, was
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einmal für weitere Flüchtlingsgruppen 
gelten soll. Daß nämlich die Flüchtlinge 
gruppenweise in ihre Herkunftsländer 
deportiert werden sollen, weil ein 
Fluchtgrund grundsätzlich verneint 
wird. Wenn wir uns in Erinnerung rufen, 
daß ein Politiker sich nicht schämte, 
offen auszusprechen, daß seiner Mei­
nung nach Folter in der Türkei zu den 
landesüblichen polizeilichen Ermitt­
lungsmethoden gehöre und daher kein 
Fluchtgrund sei, wenn wir uns das in Er­
innerung rufen, so wird klar, was es be­
deutet, wenn es tatsächlich durchge­
setzt werden kann, daß die Bundesre­
publik für Flüchtling abgeschottet 
wird.
Es hat im Vorfeld dieser Demonstration 
viele Diskussionen darüber gegeben, ob 
das von der Landesregierung beabsich­
tigte sogenannte Reintegrationspro­
gramm als "Deportation" bezeichnet 
werden dürfe. Daß die NRW-Landes­
regierung die geplante Deportation der 
Roma nach Skopje kurzerhand als "Re­
integrationsprogramm" bezeichnet, 
verändert den Sachverhalt jedoch nicht 
im geringsten. Gerade die Kölner Mes­
se, vor der wir hier stehen, entlarvt die­
ses Spiel mit Begriffen als plumpe Täu­
schung. Als nämlich im Mai 1940 die 
Sinti und Roma mitten aus ihrem Leben 
gerissen wurden, da versprach man 
ihnen, sie würden alle in Polen Häus­
chen und Kleinvieh bekommen, man 
wolle sie lediglich vor den Bombenab­
würfen "evakuieren". Auch bei den Na­
tionalsozialisten hieß keine Deporta­
tion wirklich "Deportation". Vielmehr 
war von "Evakuierung", "Umsiedlung" 
oder ähnlichem die Rede. Wesentlich 
ist die Qualität dessen, was passiert. 
Und nichts anderes als eine Zwangsver­
schleppung bezeichnet dieser Begriff.
Der Begriff "Deportation" für diese 
Planungen kann auch gerade angesichts 
der Deportation vom Mai 1940 ange­
wandt werden. Diese Deportation ziel­
te in erster Linie auf die Aussonderung 
aus der sogenannten Volksgemeinschaft 
ab. Was im einzelnen mit den depor­
tierten Sinti und Roma geschah, war 
vorerstzweitrangig. Heute jedoch wis­
sen wir, daß der Ort, an den die Roma 
von der nordrhein-westfälischen Lan­
desregierung geschickt werden sollen, 
ein Elendghetto ist und für die dort le­
benden Menschen die absolute Hoff­
nungslosigkeit bedeutet. Auch die Lan­
desregierung weiß das. Wer den Begriff 

Deportation" in diesem Zusammen­
hang ablehnt, verdrängt, wohin Hunger 
und Elend führen.
Nicht nur die im Deutschen Reich le­
benden Sinti und Roma waren der na­
tionalsozialistischen Verfolgung aus­
gesetzt. So meldete im Jahre 1942 die 
deutsche Militärverwaltung aus 
Serbien, daß dort die "Juden- und 
Zigeunerf rage" gelöst sei. Die 
meisten Roma aus Jugoslawien wurden 
ermordet, ein Teil zur Zwangsarbeit ins 
Deutsche Reich, u.a. auch in das Rhein­

land, verschleppt. So haben auch einige 
Roma, die jetzt nach Skopje abgescho­
ben werden sollen, als Zwangsarbeiter 
den Reichtum der Bundesrepublik mit 
begründet. Und heute sollen sie mit der 
Begründung, sie hätten kein Recht, an 
diesem Reichtum teilzunehmen, in 
Hunger und Elend zurückgeschickt wer­
dend...)
Wenn es den verantwortlichen Politi­
kern nützlich erscheint, so stellen sie 
sich gerne in eine historische Konti­
nuität zum Nationalsozialismus. So 
wurde - nicht nur uneigennützig - 
während des Golfkrieges die "histori­
sche Schuld" gegenüber Israel bemüht. 
Doch gegenüber Roma und Sinti wird 
die Schuld von diesen Herren nicht an­
erkannt.
Als am 21. Mai 1940 die 1000 Sinti und 
Roma aus der Messe durch das Polizei­
spalier zum Deportationsgleis 
Deutz-Tief gehen mußten, gab es et­
liche Passanten, die stehenblieben und 
zusahen. Wenn jedoch heute versucht 
wird, die Roma nach Skopje zu depor­
tieren, darf sich dies nicht wiederholen!



TÜRKEI IM MAI 1991
ZWISCHEN AUSNAHMEZUSTAND

UND ANTITERRORGESETZ

Zwischenbericht von der Delegationsfahrt des "Beobachter Komitee 
Menschenrechte"

Am 27. April d.J. startete - von DIDF veranstaltet (Föderation der 
demokratischen Arbeitervereine aus der Türkei in der BRD, Duis­
burg) - eine 9köpfige "Crew" in Richtung Türkei und Türkei/Kurdi- 
stan. Dieser Delegation gehörten politische Rechtsanwälte aus Bo­
chum und Essen (u.a. Roland Meister), Frauen und Männer aus der 
NRW-Flüchtlingsarbeit (u.a. Evelyn Meinhard), der Übersetzer Mi­
chael Bergediek, die Berichterstatterin als Journalistin für den Be­
reich Türkei (und Oliver Tolmein für den Bereich Kurdistan) und 
Frauen von amnesty international an. Die Delegation gliederte sich 
in zwei Schwerpunktbereiche: Ein Teil von ihr blieb in Istanbul und 
Ankara, um dort die Ereignisse des 1. Mai zu beobachten und Er­
kenntnisse zu den sich wieder häufenden Repressionsmaßnahmen in 
der Türkei zu gewinnen. Der andere Teil fuhr weiter in den Osten, um 
sich "vor Ort" über die Situation der Flüchtlinge in den Lagern zu in­
formieren, um danach die Weltöffentlichkeit besser zu unterrichten 
und zu versuchen, in verstärkter Weise auf die Solidarität mit dem 
Befreiungskampf der Kurdinnen und Kurden hinzuarbeiten.

Ich selbst blieb in Istanbul, da sich hier 
für mich, entsprechend meinen Mög­
lichkeiten, mehr Gelegenheiten boten 
zu arbeiten. Ich sprach mit unabhängi­
gen Gewerkschafterinnen und Gewerk­
schaftern, Vertretern der Ärztekam­
mer, Mitgliedern der Menschenrechts­
vereine, mit unterschiedlichen Zeit­
schriftenverlegerinnen und -Verlegern, 
mit sozialistischen Frauenpolitikerin­
nen und in Ankara mit dem Soziologen 
Ismail Besikci, der aufgrund seiner 
wissenschaftlichen Arbeiten, die ver­
suchen, die Unabhängigkeit der Kurdin­
nen und Kurden wissenchaftlich nach­
zuweisen, schon über 10 Jahre in türki­
schen Gefängnissen verbrachte. Da wir 
sowohl zwischendurch in Istanbul als 
auch zum Schluß in Ankara Pressekon­
ferenzen veranstalteten, kann ich auch 
kurz die Eindrücke unserer Delegation 
über die Fahrt nach Kurdistan zusam­
menfassen. Zusätzlich hatte der 
IHD(Menschenrechtsverein) von Istan­
bul eine Fahrt nach Kurdistan unter­
nommen, dessen Erfahrungen in meine 
Zusammenfassung miteinfließen wer­

den. An dieser Stelle ist leider nur ein 
kurzer Ausschnitt der sehr intensiven 
Auseinandersetzungen, die wir führten, 
möglich. Vertiefungen - bspw. über die 
Lage der Gewerkschaften in der Türkei 
oder Diskussionen über spezifische 
Frauenthemen mit Frauengruppen - 
lassen sich demnächst z.B. in der Zei­
tung "Direkte Aktion" nachlesen 
oder werden auf Veranstaltungen refe­
riert (Frauenveranstaltungen, nur für 
Frauen, bspw. am 4.6., 18h, in der 
Heinrich-Heine-Universität in 
Bochum, veranstaltet vom Frauen- 
und Lesbenreferat, und am 
14.6., 20h, veranstaltet vom Frau­
enbuchladen Amazonas in Bo­
chum). In Kürze wird von uns zusätzlich 
eine ausführliche Dokumentation zu 
diesem Thema vorgelegt werden.
Die Beobachtung der politischen und 
wirtschaftlichen Lage in der Türkei ist 
von großer Wichtigkeit. Vor dem Hin­
tergrund des Völkermordes an Kurdin­
nen und Kurden und dem Flüchtlings­
elend in den Lagern wird vergessen, daß 
in der (West)Türkei ein Polizeistaat mit
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brutalsten Methoden regiert. Streiks, 
Demonstrationen, Gewerkschaftsar­
beit, usf. sind verboten, und wer sich 
diesen Verboten nicht fügt, wird 
schlimmsten Folterungen ausgesetzt. 
In diesem Jahr ist die Zahl der in Un­
tersuchungshaft Ermordeten wieder 
sprunghaft angestiegen: Bis zum April 
1991 sind nach Auskunft des Menschen­
rechtsvereins IHD schon 12 Menschen 
in Istanbul zu Tode gefoltert worden, in 
Ankara wurden 4 ermordete Menschen 
gemeldet. Foltern gilt in der Türkei 
immer noch als die "normale" Ermitt­
lungsmethode, die ein hochtechnisier­
tes "Gesicht" haben kann. Die Ärzte­
kammer kann dagegen nichts ausrich­
ten; ihre Vertreter sagen, daß von den 
attestierten Verletzungen nicht kausal 
auf davorliegende Folterungen ge­
schlossen werden kann. Bei einem so­
gen. "Fenstersturzunfall" können die 
Verletzungen auch von dem Sturz resul­
tieren und nicht durch eine sogen. 
Fremdeinwirkung. Die Ärzte beklagen, 
daß ihnen die Hände "gebunden" sind. 
Couragierte unter ihnen wollten sich 
als Gefängnisärzte verpflichten, sie 
wurden jedoch nicht angenommen. In 
der Türkei sind die Gefängnisärzte di­
rekt dem Justizministerium unter­
stellt, und offensichtlich arbeiten sie, 

wie im Falle der Esma Polat nach­
weisbar, die während ihrer Untersu­
chungshaft vergewaltigt wurde, mit der 
Justiz Hand in Hand. Druck ist auf diese 
Gefängnisärzte nur dadurch auszuüben, 
wenn ihnen durch die Ärztekammer die 
Approbation entzogen wird.
Das neue Antiterrorgesetz in der 
Türkei, das am 12.4.d.J. - nicht zufällig 
vor dem 1. Mai - mit sofortiger Wirkung 
erlassen wurde, verschärft in eklatan­
ter Weise die Situation politisch den­
kender und handelnder Menschen und 
die Situation der Gefangenen in den Ge­
fängnissen. Mit dem neuen Antiterror­
gesetz wurden die §§en des Türkischen 
Strafgesetzbuches (TStGB) Nr. 140-42 
und 163, die sogen. "Gesinnungspara­
graphen" aufgehoben und in dem ^'Ge­
setz zur Bekämpfung des Terrors" (Nr. 
3713) zusammengefaßt und neu defi­
niert. Demnach lautet die Definition 
von Terror, was und wer die "in der 
Verfassung festgelegte Be­
schaffenheit der Republik, die 
politische, rechtliche, soziale, 
laizistische oder wirtschaftli­
che Grundordnung unter Anwen­
dung von Druck, Nötigung und 
Gewalt, Verbreitung von Angst 
und Schrecken, Einschüchterung

Son Basci, 1.5.91



oder Drohung verändert oder die 
unmittelbare Einheit von Gebiet 
und Nation des türkischen Staa­
tes und der Republik zerstört". 
Als "Terrorist" gelten sowohl Gruppen 
"von zwei oder mehr Personen", 
aber auch, wer "allein zur Verwirk­
lichung dieser (o.a.) Ziele Straf­
taten begeht(...), macht sich 
des Terrorismus schuldig".
Die Allianz von Staat und ausbeuteri­
schem Kapital zeigt sich in dem zwei­
ten Abschnitt dieses Gesetzes, in Art. 
ii, der zum Inhalt hat, daß die Fest­
genommenen "spätestens nach 15 
Tagen, eine angemessene Verzö­
gerungszeitspanne ausgenom­
men", einem Haftrichter vorgeführt 
werden müssen. Es ist nicht nur, daß die 
Fesigenommenen zumeist in dieser 
15-Tage-Frist den schwersten Folte­
rungen ausgesetzt werden, sondern sie 
verlieren wegen unerlaubten Fernblei­
bens von der Arbeit nach dieser Frist 
auch ihren Arbeitsplatz.
Gleichermaßen schützt mit Art. 15 das 
neue Gesetz die Folterer, denn "Wei­
sungsbefugte und Beamte des 
Nachrichtendienstes und der Si­
cherheitskräfte, die in der Be­
kämpfung des Terrorismus tätig 
sind, sowie andere Personen, die 
Aufgaben zu diesem Zweck er­
füllen, bleiben, wenn gegen sie 
aufgrund vorgeworfener Straf­
taten bei der Ausübung ihrer 

Aufgaben Prozesse geführt wer­
den, bis zum Abschluß der Ver­
fahrens auf freiem Fuß."
Ich sagte schon an anderer Stelle, daß 
das neue Antiterrorgesetz nicht zufäl­
lig vor den i. Mai-Demonstrationen er­
lassen wurde, und angsichts der über 
1000 festgenommenen Frauen und Män­
ner in diesem Jahr - über die man in den 
westlichen Medien fast überhaupt 
nichts erfuhr (außer im "Arbeiter­
kampf" und ca. 10 Zeilen in der taz; 
andere türkische Zeitungen sprechen 
sogar von bis zu 2000 Festgenommenen) 
- "startet" es angesichts der über 1000 
Festnahmen seinen "ersten Probelauf". 
Den i. Mai feiern zu können, bedeutet 
in der Türkei -anders als in hochkapita­
listischen Gesellschaften - eine Errun­
genschaft dieses Jahrhunderts. Am 1. 
Mai 1920 demonstrierten erstmals tür­
kische Massen für eine "Unabhängige 
Türkei"; wenige Jahre darauf werden 
diese öffentlichen Feiern verboten, je­
doch gilt der 1. Mai unter einem ande­
ren Namen - als "Blumen- und Früh­
lingsfest" - als ein gesetzlicher Feier­
tag. Mit dem Erstarken der türkischen 
Arbeiterbewegung (ich wähle die männ­
liche Betonung bewußt, da die Interes­
sen von Arbeiterinnen unberücksichtigt 
blieben) entwickelte sich der 1. Mai 
immer mehr zum Arbeiterkampftag. 
1976 folgten hunderttausende Arbei­
terinnen und Arbeiter dem Aufruf der 
linken Gewerkschaftsföderation DISK,

Anzeige

SONNENBLUME
Groß & Reuter 
SPRINGSTR. 2 
RECKLINGHAUSEN 
02361/13 927

* Lebensmittel aus kontrol. biologischem Anbau
täglisch frisch: Obst und Gemüse

Brot
Milchprodukte

* Naturkosmetik
* Linn-Naturschuhe
* Auro-Naturfarben

ANDERS PRODUZIEREN, ANDERS ARBEITEN, ANDERS LEBEN

Geschäftszeiten: Mo.-Do. 9-18 Uhr, Sa. 9-13 Uhr



9

auf dem Taksimplatz in Istanbul zu de­
monstrieren. Ein Jahr später endete die 
Demonstration in einem Blutbad mit 37 
Toten, das von einer Allianz von Ge­
heimdiensten (u.a. Gladio) und Neofa­
schisten angerichtet wurde. Von nun an 

‘bestimmten Panzeraufgebote und seit 
letztem Jahr deutsche Schäferhunde 
das äußere Erscheinungsbild des 1. Mai, 
den zu feiern seit dem September­
putsch von 1980 verboten ist. Arbeite­
rinnen und Arbeiter, die zu illegalen 
Demonstrationen erscheinen, riskieren 
so wegen unerlaubten Fernbleibens von 
der Arbeitsstelle den Verlust ihrer Ar­
beit und die Gefahren von Gefängnis 
und Folter.
Schon in den Tagen vor dem 1. Mai hör­
ten wir von Festnahmen politischer Ak­
tivistinnen und Aktivisten; in bestimm­
ten Bereichen Istanbuls wurden Aus­
gangssperren errichtet, bspw. auch 
dort, wo der durch Folter ermordete 
Aliriza Agdagan in örnek Tepe 
wohnte. Sein Mörder, der für den Bezirk 
Beyoglu zuständige Polizeichef Zeki 
Erdogan, läuft immer noch frei her­
um.
An den Ufern des Bosporus, wo Frauen 
und Männer anstanden, um auf die Fäh­
re zum Übersetzen in den europäischen 
Teil Istanbuls zu warten, wurden Kör­
perkontrollen durchgeführt. Auch wer 
in Richtung des Taksimplatzes ging, 
dem Ort zentraler Kundgebungen, wur­

de abgetastet. Europäische Besuche­
rinnen und Besucher Istanbuls wurden 
nicht immer von diesen Untersuchun- 
gen verschont; so mußte bspw. auch un­
ser Übersetzer seinen Aktenkoffer öff­
nen. Beschimpfungen handelte sich un­
sere Gruppe auch ein, als sie versuchte, 
sich für die Inhaftierten einzusetzen, 
um Namen und Aufenthaltsort von ih­
nen herauszubekommen. So wurde un­
ser Übersetzer rabiat angeschnauzt, 
der sich auf einem Polizeirevier nach 
dem Gesundheitszustand eines wohl­
möglich Getöteten erkundigen wollte. 
Der zuständige Beamte meinte, den 
Übersetzer sofort anmaßend duzend, 
daß diese Gefangenen "ehrlos" seien 
und Menschenrechte für sie nicht in Be­
tracht kämen. Daß Folterer sich nicht 
scheuen, ihre faschistische Gesinnung 
demonstrativ zu zeigen, berichtete 
auch eine gefolterte Gewerkschafterin. 
Die "Ermittlungsbeamten", denen sie 
und andere Genossen ausgesetzt gewe­
sen wären, hätten gesagt, daß sie, die 
Festgenommenen, heute nicht in Hän­
den "guter Polizisten" seien, sondern in 
den Händen faschistischer Polizisten. 
Die Verbote und Repressalien er­
strecken sich ebenso auf die unabhän­
gigen und demokratischen Gewerk­
schaften. Versuche, sich neu zu or­
ganisieren, scheitern in kürzester Zeit 
und immer wieder wegen willkürlicher 
Schließungen.
So wurde vor kurzem die Beamtenge­
werkschaft unter dem Vorwand ge­
schlossen, sie sei ein "Casinobetrieb". 
Die dabei Festgenommenen wurden ge­
schlagen und gefoltert - inhaftierte 
Gewerkschafterinnen und Gewerk­
schafter mit einem Funktionsverbot 
belegt. Sowohl die unabhängigen Ge­
werkschaften als auch die staatliche 
und legale Verkehrsgewerkschaft 
THY-Havas beklagten sich bei uns über 
die mangelnde Unterstützung und man­
gelnde Solidarisierung seitens der bun­
desrepublikanischen und westeuropäi­
schen Gewerkschaften. Lose Kontakte 
bestehen nur mit der GEW und der ÖTV; 
der DGB unterstützt die gleichgeschal­
tete und prokapitalistische staatliche 
Türk-Is.
Wir wurden direkt aufgefordert, in der 
BRD auf die Situation der Gewerk­
schaftsarbeit in der Türkei hinzuwei­
sen, auf die eklatanten Menschen-
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rechtsverletzungen zu verweisen und 
um Solidarität zu werben. Leider, das 
kritisieren die sozialistischen Frau­
engruppen DKD und DEMKAD, haben 
es aber, trotz aller Widerstandsarbeit, 
die unabhängigen Gewerkschaften 
nicht geschafft, spezifische Frauenbe­
lange der Arbeiterinnen zu berücksich­
tigen: Sie haben keine Forderungen 
nach Kinderkrippenplätzen erhoben, 
die die Unternehmen erst einrichten, 
wenn 150 Arbeiterinnen bschäftigt 
sind. Damit tragen sie mit dazu bei, Ar­
beiterinnen arbeitslos zu halten, deren 
Arbeitslosenquote unter den Arbeitslo­
sen über 90 % beträgt. Sie haben nichts 
dafür getan, schwangeren Arbeiterin­
nen ihren Arbeitsplatz zu erhalten. Sie 
haben nicht thematisiert, daß Arbeite­
rinnen in enormsten Maßen sexuellen 
Übergriffen ausgesetzt sind und von 
den Unternehmen als Versuchspersonen 
für die Anwendung chemischer Verhü­
tungsmittel dienen. Auch die For­
derung, den 8. März feiern zu können, 
fand keinerlei Beachtung.
Die Ausnahmezustandsverord­
nung Nr. 430 erstreckt sich nicht nur 
über Kurdistan, sondern ergreift das 
gesamte Staatsgebiet und damit auch 
die Gewerkschaftsarbeit. Mittels ihrer 
Auswirkungen hilft sie, daß die 
(Land)Arbeiterinnen und Arbeiter noch 
mehr als ansonsten "üblich" ausgebeu­
tet werden; ihre Löhne werden nicht 
ausbezahlt - Proteste aufgrund des 
Ausnahmezustandes unmöglich ge­
macht. Jeder Protest ist verdächtig, 
guerillabezogen zu sein, und wer Gue­
rilla oder Guerillero ist, wid sofort li­
quidiert.
Für uns zeigte sich, sowohl aufgrund 
der Gespräche mit den besuchten Orga­
nisationen, als auch der Delegations­
berichte unserer Delegation und der des 
IHD Istanbul, daß es sich bei dem The­
ma Kurdistan weder um ein Men­
schenrechts- noch Minderheiten"pro- 
blem" handelt, sofern wir überhaupt in 
diesem Zusammenhang das Wort "Pro­
blem" benutzen können. Ein Volk von 30 
Millionen Frauen, Kindern und Männern 
stellt keine Minderheit dar. Politische 
(nationale) und soziale (antifeudalisti­
sche) Forderungen lassen sich nicht auf 
Menschenrechtsfragen reduzieren. Sol­
chermaßen Vereinheitlichungen auf ei­
nen zwangsweise "gemeinsamen Nen­
ner" unter humanen Aspekten tragen 
auch mit dazu bei, unter den Opfern zu 
spalten, und zwar in diejenigen, die

"rein", "unpolitisch" und damit "un­
schuldig" sind, und die, die "schuldig", 
da politisch, sind. Der Humanismus, das 
sollte gleichsam nicht vergessen wer­
den, ist wie anderes auch ein westeu­
ropäischer Import, der ebenso die Aus­
wirkungen besitzen kann, die koloni­
sierten Verhältnisse ein weiteres Mal 
und auf andere Weise zu stabilisieren. 
Kolonisierte Völker und Menschen müs­
sen ihre eigenen politischen Konzepte 
zur Befreiung entwickeln und probieren 
können.
In den Lagern Isikveren, Silopi, 
Uludere und Cucurca auf tür­
kischem Gebiet - so berichteten die 
Delegationsteilnehmerinnen des IHD 
Istanbul - sieht die Versorgungslage 
miserabel aus. Das liegt nicht nur an ei­
ner fehlerhaften und schleppenden Ver­
teilung der Hilfsgüter, sondern auch 
daran, daß die Soldaten (vom 
Uludere-Lager gesehen) die Hilfsgüter 
gegen Geld verkaufen und sowohl die 
türkischen als auch die amerikanischen 
Soldaten mit den kurdischen (feudalen) 
Stammesführern Zusammenarbeiten. 
Obwohl die türkisch-kurdische Bevöl- 

. kerung weitaus weniger quantitativ 
helfen konnte, war ihre Hilfe weitaus 
effektiver und qualitativ besser.
war ihre Hilfe weitaus effektiver und 
qualitativ besser. Deshalb ist eine ort- 
bezogene,den Verhältnissen angepaßte 
Hilfe weitaus effizienter, als eine zen­
tral geleitete. Der Menschenrechtsver­
ein IHD in Istanbul plant deshalb, ähn­
lich wie medico international, ein 
Hilfskomitee mit dem Ziel zu gründen, 
direkt mit den Betroffenen zusammen­
zuarbeiten und nicht mit den Stammes- 
ältesten.
Die Kinder in den Lagern befinden 
sich in einem äußerst schlechten Ge­
sundheitszustand; in Isikveren zählte 
die IHD-Delegation über 700 Leichen; 
danach gab sie das Zählen auf. Die Lei­
chen werden nicht mehr untersucht, 
sondern entweder sofort vergraben 
oder gar nicht mehr den Familien über­
geben. Alle Lager sind mit einem Zaun 
umgeben, hinter den die Flüchtlinge 
mit Schlägen zurückgetrieben werden, 
in dem Fall, wenn sie sich zu weit vor­
wagen. Für das Lager Zakho(Irak) gab 
es auch für unsere Delegation, nach an­
fänglichen Schwierigkeiten, eine Be­
suchserlaubnis. Als die Teilnehmerin­
nen und Teilnehmer das Lager betraten, 
wurden sie Zeugen einer Demonstrati­
on, die "no no Saddam" und "yes yes
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Bush" rief. Es folgten Parolen zu "Es le­
be Kurdistan". Die Flüchtlinge äußer­
ten in einem Gespräch, daß sie nicht in 
den Irak zurückkehren wollten, solange 
Saddam dort ist bzw. noch lebe.
Eine Ausnahme unter den, wenn auch 
miserablen Bedingungen als Lager 
schlechthin, soll das Destan-Lager 
darstellen, das von der HEP-Partei und 
medico international betreut wird. Hier 
sind die Verteilungsmöglichkeiten bes­
ser, jedoch schickt niemand Hilfsgüter 
dorthin.
Auf einer der letzten Informationsver­
anstaltungen unserer Delegation, die 
vom Koordinationskreis der Bochumer 
antifaschistischen Stadtkonferenz im 
Freiraum veranstaltet wurde, kam die 
Frage auf - und ich finde es interessant, 
sie im Zusammenhang mit der Ausrich­
tung der Antif aZ zu erwähnen - inwie­
weit sich die politischen Gruppen und 
engagierten Rechtsanwältinnen und 
Rechtsanwälte, Frauen und Männer in 
der Türkei angesichts des repressiven 
Militärsystems und seiner faschisti­
schen Methoden als antifaschistisch 
bzw. als Antifaschistinnen und 
Antifaschisten begreifen.
Angesichts meiner Erfahrungen zu den 
Auseinandersetzungen zwischen "Fe­
minismus" und "Frauenpolitik" habe ich 
in der Türkei keine politische Gruppe 
kennengelernt, die sich bewußt antifa­
schistisch nennt. D.h. aber nicht, daß 
wir behaupten können, es gebe in der 
Türkei keine antifaschistische politi­
sche Arbeit. Ich will eher sagen, daß wir 
angesichts der Auseinandersetzungen 
mit den politischen Gruppen in der Tür­
kei "unsere" Begriffe und unsere spezi­
fisch besetzten und geprägten Begriffe 
vergessen müssen und von diesen aus 
der Bezug zu anderen Gesellschaften 
nicht so ohne Weiteres herstellbar ist. 
Ein Bezug ergibt sich anstatt von daher, 
inwieweit bspw. typisch westeuropä­
isch faschistische Gesetze Einzug ge­
halten haben in die Gesetzgebungen der 
Länder der sogen. Dritten Welt. Das ist 
sowohl in der Türkei als auch in Argen­
tinien der Fall; in der Türkei sind die 
jetzt aufgelösten sogen. "Meinungspa­
ragraphen" 141 und 142 dem italieni­
schen Strafgesetzbuch unter Mussolini 
entnommen worden und in den Jahren 
1938, 1946, 1949 und 1951 noch ver­
schärft worden. Eine Auflösung dieser 
Paragraphen hat auch 1991 mit dem 
neuen Antiterrorgesetz nicht stattge­

funden, sondern nur eine Neufassung 
unter anderem Namen. Die kolonisier­
ten Länder und die in diesen Ländern 
wohnenden Menschen setzen sich gegen 
diese Kolonisierung zur Wehr - das ist 
demnach auch eine Art von antifaschi­
stischem Widerstand, der aber vielfäl­
tig operiert, nämlich sowohl national, 
sozial und frauenbewegt. Unsere Art 
von antifaschistischer Arbeit sieht da­
gegen völlig anders aus, wenn wir die 
Entstehungsorte und Bedingungen die­
ses Faschismus bekämpfen.
Abschließend eine besondere 
Bitte: Die Ortsgruppe des Men­
schenrechtsvereins in Ankara 
gibt jährlich einen sogenannten 
"Folterbericht" heraus, der ca. 
300 S. umfaßt. Von Organisati­
onen aus der BRD wurde dem 
IHD eine Spende von 5000 DM 
zugesagt, die bislang jedoch 
noch nicht eingegangen ist. 
Mittlerweile ist der Bericht 
fertiggestellt, er konnte jedoch 
wegen der finanziellen Situati­
on noch nicht gedruckt werden. 
Deshalb werden IHS-Mitglieder 
persönlich einen Kredit aufneh­
men. Wir haben dem IHD in An­
kara versprochen, uns persön­
lich in Deutschland um Spenden 
zum Druck des Berichtes zu be­
mühen. Es wird deshalb hier an 
Ort und Stelle darum gebeten, 
selbst zu spenden oder an Insti­
tutionen heranzutreten und die­
se um Spenden zu bitten. Das 
Erscheinen des Berichtes ist 
zum einen für die Arbeit des 
IHD in der Türkei sehr wichtig; 
zum anderen stellt er eine wich­
tige Grundlage für internatio­
nale Me nschenrechtsorganisati- 
onen dar. Der Bericht wird auch 
in deutscher Sprache erschei­
nen. Spenden können überwiesen 
werden auf das Konto:
PGA Essen, Kto.-Nr.
220574-430,
BLZ 36010043,
Flüchtlingsrat Oberhausen, 
Stichwort: IHD, Folterbericht.

Spenden allein reichen jedoch nicht aus, 
das System von staatlicher Folter und 
Korruption zu durchbrechen.

(Thea A. Struchtemeier)
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i4- LANDESWEITE ANTIFASCHISTISCHE
KONFERENZ NRW IN AACHEN

Knapp 200 Leute beteiligten sich an der 14. landesweiten Konferenz 
antifaschistischer Intiativen und Organisationen NRW am 11.5.1991 
in Aachen. Das entsprach den Erwartungen. Nach Grußworten, u.a. 
vom DGB-Kreisvorsitzenden, und einem Bericht zu neueren Entwick­
lungen und wichtigen Auseinandersetzungen in NRW fanden die zwölf 
geplanten Arbeitsgruppen statt. Die Berichte im Abschlußplenum 
zeigten, daß die Ergebnisse interessant waren und in Richtund Kon­
solidierung der antifaschistischen Arbeit wiesen.

Erstmals wurde die Konferenz auch von 
einer ganzen Reihe von Teilnehmer­
innen aus der ehemaligen DDR besucht, 
darunter Mitglieder der PDS und des 
Bundes der Antifaschisten, u.a. aus 
Sachsen. Sie referierten in Arbeits­
gruppen zum Thema "Folgen des An­
schlusses der DDR" und "Aktuelle Ent­
wicklungen bei den Faschisten" ( den 
vofi Prof. Dr. Hans-Jürgen Fride- 
rici in dieser Arbeitsgruppe gehalte­
nen Beitrag dokumentieren wir im An­
schluß an diesen Bericht). Im Abschluß­
plenum wurde der gegenseitige Wunsch 
nach mehr Information und stärkerer 
Kooperation vorgetragen. Auch aus den 
Niederlanden und Belgien waren 
Leute da, in einer Arbeitsgruppe wurde 
über eine bessere internationale Zu­
sammenarbeit von Antifaschistinnen 
beraten.

Neben einer Reihe von Beschlüssen, 
z.B.zur Unterstützung des kurdi­
schen Befreiungskampfes und 
Gegen Grundgesetzänderung 
zum Kriegseinsatz unterstützte die 
Konferenz die Unterschriftensamm­
lung "Bleiberecht für Roma", die 
der landesweite Zusammenschluß der 
Roma-Unterstützergruppen "Pro Ro­
ma" durchführt, und rief zur landeswei­
ten Solidaritätsdemonstration gegen 
die Abschiebung der Roma am 
25.5.1991 in Köln auf ( siehe auch Be­
richt über die Demonstration in dieser 
Ausgabe).
Die Resolution zum kurdischen Be­
freiungskampf führte zu einer Kontro­
verse. Die Arbeitsgruppe, die die Reso­
lution beantragte, hatte die Forderung 
nach dem Selbstbestimmungsrecht kon­
kretisiert und ausdrücklich das Recht 
auf Lostrennung und einen eigenen kur­

dischen Staat unterstützt. Dies fand im 
Plenum keine Mehrheit. Damit wurde 
dem antikolonialen und antiimperiali- 
stichen Inhalt des kurdischen Befrei­
ungskampfes nur ungenügend Rechnung 
getragen. Die Frage wird weiter erör­
tert werden.
Beschlossen wurde, daß im Herbst ein 
Wochenendseminar zur antifa­
schistischen Arbeit stattfinden 
soll. Bei diesem Seminar sollen auch 
Möglichkeiten einer engeren regionalen 
Zusammenarbeit und eines Rundbriefes 
besprochen werden. Die nächste or­
dentliche Konferenz ist in einem Jahr, 
voraussichtlich im Raum Köln/Bonn. 
Um diese Vorhaben in die Wege zu lei­
ten, fand am 23.6.1991 ein erstes Koor­
dinationstreffen statt.

UNFASSBA NR. 7/8 IST 
DA!

Verkäuferinnen: 9 Exemplare 40 
Mack. Alles nur bar und im Voraus 
bei: Unfi, c/o Umwälzzentrum, 
Scharnhorst  str. 57, W-4400 Münster.
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ZUM ENTSTEHEN DES NEOFASCHISMUS
IN DEN NEUEN LÄNDERN

Auf der NRW-Konferenz antifaschistischer Organisationen und 
Initiativen am ii. Mai i99i wurde in der AG "Was gibt es Neues bei 
den Faschisten der folgende Beitrag von Prof. Dr. Hans-Jürgen 
Friederici gehalten, den wir im folgenden (in Auszügen) dokumen­
tieren.

(...) Die Situation in den neuen Ländern 
ist zur Zeit sehr widersprüchlich. Auf 
der einen Seite gab es mächtige De­
monstrationen gegen den Golfkrieg, 
gegen Sozialabbau, wachsende Arbeits­
losigkeit und die "Abwicklungs"praxis, 
auf der anderen Seite ein massives Auf­
treten von Rechtsextremisten und Neo­
nazis. Brutale Überfälle auf Asylbe­
werber bzw. polnische Touristen häufen 
sich, nicht selten kommt es direkt zu 
Straßenschlachten zwischen der Polizei 
und ultrarechten Randalierern. Ange­
sichts dieser Ereignisse fragen sich vie­
le Menschen, ob dies ein "von außen", 
sprich von den Neonazis der alten Län­
der gesteuerter Prozeß ist, oder ob der 
Neofaschismus in den neuen Ländern 
vor allem innere Ursachen hat.
(...) Nach meiner Auffassung ist die Ge­
schichte des Faschismus und die seiner 
unzureichenden Bewältigung nach wie 
vor einer der wichtigsten Bezugspunkte 
historischen Denkens. Vom weiteren 

Umgang mit den Problemen Faschismus 
bzw. Neofaschismus wird es entschei­
dend abhängen, in welchem Maß dunkle 
Schatten über unserer gemeinsamen 
Zukunft liegen/...)
Nun aber ist die Frage zu beantworten, 
wie es geschehen konnte, daß in der ins­
gesamt doch deutlich antifaschistisch 
orientierten DDR ein Boden für den 
Neofaschismus entstehen konnte. Man­
che vertreten die Meinung, dies-sei im 
wesentlichen auf den "Import" von 
Rechtsextremisten aus den alten Län­
dern zurückzuführen. Andere glauben, 
dies sei die Schuld der alten Partei- und 
Staatsführung, die durch ihre hals­
starrige Politik den Grund dafür gelegt 
habe. Nach meiner Auffassung gibt es 
bei dieser Fragestellung kein "entweder 
oder", sondern ein "sowohl als auch". Es 
gibt, denke ich, sowohl "äußere" als 
auch "innere" Ursachen für das Ent­
stehen von Neofaschismus in den neuen 
Ländern.

Rechtsextremisten in Dresden
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Die äußeren Ursachen sind nicht zu 
übersehen. Seit der Öffnung der Gren­
zen gibt es ein ganz massives Auftreten 
von Rechtsextremisten aus den alten 
Ländern in den neuen Gebieten. Die 
Leute von drüben kamen zu ihren Ge­
sinnungsfreunden in der ehemaligen 
DDR, und bald erfolgte eine Ver­
mischung und Vernetzung der Gruppen. 
Das ist keine Schutzbehauptung zur 
"Ehrenrettung" der neuen Länder, son­
dern durch Tatsachen bewiesen. Füh­
rende Kräfte neofaschistischer Orga­
nisationen aus der alten BRD kamen in 
die ehemalige DDR und bauten hier 
weitere Stützpunkte und Gruppen auf. 
Sie scheuten keine Mühe, um hier - zu 
einem allerdings vorhandenen rechts­
radikalen Potential - neue Anhänger zu 
gewinnen. Bei vorläufigen Festnahmen 
oder Verhaftungen anläßlich rechtsra­
dikaler Randale sind immer auch Per­
sonen aus den alten Bundesländern mit 
festgenommen worden.
Über diese äußeren Ursachen möch­
te ich aber nicht ausführlich sprechen, 
weil die andere Seite für Sie sicher in­

teressanter und auch wichtiger ist. Ich 
sehe nämlich neben den äußeren vor al­
lem innere Ursachen für das Auf­
kommen von Rechtsextremismus, und 
ich meine sogar, daß die inneren Ur­
sachen überwiegen.
Es gab nämlich schon seit Beginn der 
achtziger Jahre - und nicht erst seit der 
Wende - auch in der ehemaligen DDR 
ein rechtsradikales Potential. Es gab 
Neonazis, obwohl es sie "offiziell" ei­
gentlich gar nicht geben durfte. Sie 
tauchten auch in der Öffentlichkit 
nicht sooft auf, wurden von der Polizei 
niedergehalten, auch häufig festge­
setzt, aber sie waren vorhanden. Sie 
schrieben Naziparolen an Häuserwän­
de, schrieben Drohbriefe an Zeitungen 
oder einzelne Personen und unternah­
men auch schon Überfälle auf ver­
meintliche oder wirkliche Gegner. Nur 
las man in der Presse sehr wenig davon. 
Wo lag der Nährboden für diese Art von 
Radikalismus? Der Neofaschismus 
in der ehemaligen DDR konnte 
sich entwickeln, weil in diesem Staat 
nicht nur eine ökonomische, sondern

... und
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auch eine geistige Krise entstand. In 
der Ökonomie ging es bergab, die Wirt­
schaft war überfordert, und die offi­
zielle Erfolgspropaganda verfing nicht 
mehr. Neben den sozialökonomischen 
Gründen gab es auch Ursachen im poli­
tisch-ideologischen Bereich. Anfang 
der achtziger Jahre wurde vielen Men­
schen die Existenz globaler Probleme 
bewußt. Es änderten sich die Vorstel­
lungen vom Sinn des Lebens, von der 
Rolle des Einzelnen in der Gesellschaft, 
von der Bedeutung ökologischer Fra­
gen. Da diese Probleme von der alten 
Partei- und Staatsführung nicht ernst 
genommen und beantwortet wurden, 
entstand eine Art Orientierungslo­
sigkeit; ein geistiges Vakuum, in das die 
Neofaschisten hineinstießen. Da von 
links keine Antworten mehr kamen, 
holten sich nicht wenige Menschen die­
se Antworten von Rechtsaußen. So 
wuchs allmählich die Bereitschaft, sich 
rechtsextremen Vorstellungen anzu­
nähern.
Der Nährboden für ein Anwachsen von 
Neofaschismus lag also auch im Verfall 
des alten Wertesystems. Der Antifa­
schismus verlor aus vielerlei Gründen 
an Glaubwürdigkeit. So war es vor 
reichlich vier Jahrzehnten natürlich hi­
storisch und moralisch berechtigt, ei­
nen antifaschistischen deutschen Staat 
mit sozialistischer Tendenz zu errich­
ten. Aber das ist eben vierzig Jahre her. 
Was die damaligen Generationen, die 
Faschismus und Krieg noch miterlebt 
hatten, intellektuell nachvollziehen 
konnten, nämlich den Anspruch der An­
tifaschisten, ein anderes und besseres 
Deutschland aufzubauen, das war den 
nachfolgenden Generationen immer 
schwerer zu vermitteln. Ihr histori­
sches Grunderlebnis waren nicht mehr 
Faschismus und Krieg, sondern die er­

heblichen Mängel, Schwächen und Defi­
zite des real existierenden Sozialismus; 
fehlende Demokratie und Tole­
ranz gegenüber Andersdenken­
den.
In den achtziger Jahren zeigte es sich 
immer deutlicher, daß man einen Staat 
nicht nur mit Berufung auf die Vergan­
genheit aufbauen kann, wenn man den 
nachwachsenden Generationen keine 
Zukunft mehr bieten kann. Die alte 
Führung der DDR hat lange geglaubt, 
diesen Mangel an Perspektive durch ei­
nen "verordneten" Antifaschismus aus­
gleichen zu können, doch schlug dieser 
formal behauptete Antifaschismus bald 
ins Gegenteil um. So kam die ehemalige 
DDR von Ansätzen zur Bewältigung der 
NS-Zeit über einen von vielen Bürgern 
nicht verinnerlichten Antifaschismus, 
zu einem verordneten Antifaschismus, 
der nicht viel Glaubwürdigkeit besaß.
Die jungen Menschen in der DDR - und 
nicht nur sie spürten den Widerspruch 
zwischen dem offiziell verkündeten 
Geschichtsbild und der in der Wirklich­
keit bestehenden Intoleranz gegenüber 
Andersdenkenden. Und sie sagten sich: 
Wenn diese Intoleranz Antifaschismus 
sein soll, dann wollen wir damit nichts 
zu tun haben. Natürlich war es 
richtig,die Jugend der ehemali­
gen DDR im Geist des Antifa­
schismus zu erziehen. Aber in die­
ser an sich richtigen Erziehung steckte 
eine Menge Verordnung, Doktrinäres, 
Verengtes und Formales.Die Pflege 
antifaschistischer Traditionen 
erstarrte nicht selten in Ritua­
len.
So war es eben eine selbstverständliche 
Pflicht, daß alle vierzehn- oder fünf­
zehnjährigen Schüler antifaschistische 
Gedenkstätten, möglichst ehemalige 
Konzentrationslager, besuchten, ohne
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daß sie auf einen solchen Besuch richtig 
vorbereitet gewesen wären. Und so 
konnten ältere Besucher früherer KZ 
nicht selten die ganz unernste Haltung 
dieser Jugendlichen an den Stätten des 
Grauens erleben (...)
Zu den inneren Ursachen für das Auf­

kommen des Neofaschismus gehören si­
cher auch Mängel und Schwächen in der 
theoretischen Arbeit und in der offi­
ziellen Geschichtspropaganda. Sicher 
wird niemand bestreiten, daß sich eini­
ge marxistische Ansätze in der Faschis­
mus-Forschung bewährt haben. Das be­
trifft vor allem das Wirken ökonomi­
scher Faktoren in der Politik, die Ver­
antwortung der besitzenden Klassen, 
vor allem der Monopole, für die Er­
richtung der Naziherrschaft und man­
ches andere. Aber gleichzeitig blieb die 
bekannte Faschismus-Definition aus 
den Jahren 1933 bzw. 1935 über Jahre 
hinweg starr und statisch, ohne neue hi­
storische Erfahrungen - z.B. aus Holo­
caust bzw. 11. Weltkrieg - zu berück­
sichtigen. Diese Definition blieb ab­
strakt und unvollständig; sie erklärte 
nur Allgemeines.(...)
In den letzten Jahren diente die anti­
faschistische "Erziehung" vor allem zur 
Legitimierung für eine halsstarrige, 
undemokratische Politik der alten Par­
teiführung. Deren Unfähigkeit, Neues 

werden wir
aus40 Jahren 
mitnehmen!

zu erkennen und anstehende Probleme 
zu lösen, führte zu einem immer stär­
keren Verfall der lange geltenden Wer­
te/...).
Was gilt es zu tun ? Eine der Schlußfol­
gerungen aus den Fehlern der ehemali­
gen DDR besteht sicher darin, nie wie­
der zuzulassen, daß der Antifaschismus 
von einer Partei oder Organisation 
allein vereinnahmt wird. Er muß viel­
mehr zu einem allgemein anerkannten 
Wert aller demokratisch und humani­
stisch denkenden Menschen werden. 
Zum Antifaschismus kann man aus ganz 
verschiedenen Richtungen kommen, 
nicht nur von einer Seite. Eine anti­
faschistische Grundeinstellung kann 
sich aus vielen Motiven entwickeln: aus 
christlichen, liberalen, sozialistischen, 
ökologischen, pazifistischen oder femi­
nistischen Grundüberzeugungen.
Wichtig ist, daß schon in der Schule 
eine gut durchdachte Beein­
flussung in dieser Rechtung er­
folgt, daß der Antifaschismus mit die­
ser breiten Grundlage ein fester Be- 

* standteil der schulischen Arbeit wird.
Vor allem aber muß man die sozialöko­
nomischen Ursachen des Neofaschis­
mus bekämpfen; dafür sorgen, daß die 
Menschen Arbeit haben, eine ausrei­
chende Wohnung und Alternativen in 
der Freizeit. Sicher ist das leichter ge­
sagt als getan, aber anders werden wir 
mit dem Problem nicht fertig werden.
Unterstützen wir uns in den al­
ten und neuen Ländern gegen­
seitig, damit sich die Tragödie 
der Jahre von 1933 bis 1945 nie 
wiederholt.

(Prof. Dr. H.J. Friederici)
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LEHREN DES 22. JUNI 1941

SIND NICHT ÜBERHOLT
AUFRUF NORDRHEIN-WESTFÄLISCHER ANTIFASCHISTEN

Am 22. Juni 1941 überfiel 
Nazi-Deutschland die Sowjetunion. 
Noch am gleichen Tag entstand die An­
tihitlerkoalition, das Bündnis der Staa­
ten und Völker Europas, dem auch unser 
Volk seine Befreiung verdankt. 50 Jahre 
sind seitdem vergangen. 50 Jahre, in 
denen sich Europa grundlegend gewan­
delt hat.
Aber die Leiden der Völker der Sowjet­
union bleiben ebenso unvergessen wie 
ihr Opfermut, der entscheidend war bei 
der Niederschlagung des Hitlerfaschis- 
mus.
Unser Volk verdankt seine Be­
freiung vom Faschismus im be­
sonderen Maße der Sowjetunion. 
Für den Sieg über das in der Geschichte 
unvergleichliche Massenmordregime 
Hitlers wie seiner Mittäter und Hinter­
männer aus Banken, Industrie und Mili­
tär gebührt der Sowjetunion Dank.
Aber auch die Lehren sind weiterhin 
zu ziehen: Nie wieder darf von deut­
schem Boden ein Krieg ausgehen. Nie 
wieder soll unser Land in Feindschaft 
zur Sowjetunion geraten. Nie wieder 
dürfen die Kräfte des Faschismus und 
des Militarismus in unserem Land be­
stimmen.
Im Zusammenhang mit den Verhandlun­
gen und Verträgen über die Vereinigung 
Deutschlands wurden Maßnahmen ver­
einbart und festgeschrieben, die, wenn 
sie von der friedliebenden Öffentlich­
keit in Europa durch ihr Handeln garan­
tiert werden, für die Erhaltung des 
Friedens bedeutsam sind: Die Grenzen 
im Osten wurden völkerrechtlich ver­
ankert. Die deutsche Armee soll ver­
kleinert werden. Die Bodenreform und 
die Enteignung von Kriegstreibern in 
Ostdeutschland wurden für rechtsgültig 
erklärt. Es wurden wichtige demokra­
tische Rechte des Volkes proklamiert. 
Menschenrechte sollen jetzt für alle 

Menschen in ganz Europa einklagbar 
werden können, wie von der KSZE be­
stätigt wurde.
Die Sowjetunion hat wesentlich da­
zu beigetragen, daß die Wandlungen in 
Europa friedlich gestaltet werden 
konnten. Dennoch ist es tragisch für die 
Sowjetunion und für unser Volk, daß der 
kalte Krieg in Europa nicht wie der hei­
ße Krieg mit einer Gemeinschaftsan­
strengung friedlicher Staaten endete, 
nicht in eine Koalition des Friedens ein­

mündete.
Die Verbündeten der Sowjetunion 
im Ringen gegen Hitler traten nicht im 
Geiste der Antihitlerkoalition dafür 
ein, die reaktionären politischen und 
ökonomischen Kräfte, jene, die Hitler 
an die Macht brachten und die an sei­
nem Krieg verdienten, jene, die Hitler 
folgten, endgültig zu entmachten. Im 
Gegenteil nutzten sie gemeinsam mit 
konservativen und nationalistischen
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deutschen Kräften in der Stunde der 
"Wiedervereinigung" die Notlage der 
durch das Wettrüsten und den kalten 
Krieg wie durch die Krise des sozialisti­
schen Systems geschwächten Sowjet­
union aus, um deren Sicherheit zu ver­
ringern.
Das Gebot der Antihitlerkoalition, ganz 
Deutschland zu entmilitarisieren, wur­
de mißachtet. Die NATO und die weit­
gehend von Hitlers Militaristen gepräg­
te Bundeswehr konnten bis an die 
Oder-Neiße-Grenze vorrücken. Die 
deutsche Rüstungsindustrie war wieder 
dabei, als nach der Wiedervereinigung - 
im Nahen Osten 1991 wieder ein 
Kriegsschauplatz hergerichtet wurde. 
Deutscher Rüstungsexport war dahin 
geströmt, einschließlich wissenschaft­
licher und industrieller Voraussetzun­
gen dafür, einen Giftgaskrieg zu füh­
ren, auch gegen den Staat Israel.
Wie man sich einst am öl und an den an­
deren Reichtümern der Sowjetunion ge­
sundstoßen wollte, galt es nun, an der 
Neuordnung der Rohstoffnutzung, ja an 
der Neuordnung der Welt im imperiali­
stischen Sinne mitzuwirken. Mit der lo­
gistischen Unterstützung des Golfkrie­
ges und mit der Entsendung von Bundes­
wehrtruppen ins Krisengebiet wurde 
erstmals seit der Befreiung vom Fa­
schismus der Grundsatz mißachtet, daß 
von deutschem Boden nie wieder Krieg 
ausgehen sollte.
Der Satz "Nie wieder Krieg von deut­
schem Boden" soll nun ergänzt werden 
durch die Worte: "Es sei denn unter der 
Flagge der UNO und der NATO." Die 
Lehren der Antihitlerkoalition als Ko­
alition zur Schaffung des Friedens wur­
den pervertiert zur Koaliton zur Füh­
rung des Krieges. Die UNO, eine der 
wichtigsten Errungenschaften der An­
tihitlerkoalition gegen den deutschen 
Militarismus, soll umgestaltet werden 
zu einer Einrichtung, in deren Rahmen 
sich der deutsche Militarismus wieder 
entfalten kann. Stoltenberg, Wörner 
und führende Bundeswehrgenerale re­
den von der notwendigen Hochrüstung, 
solange die Sowjetunion die größte Mi­
litärmacht in Europa sei, deren Ent­
wicklung "ungewiß" sei, so daß deut­
sches Militär für alle Fälle gewappnet 
sein solle.
Auch die revanchistischen Kräfte 
und die Neonazis wurden nicht aus­

geschaltet. Der mit der Wiedervereini­
gung entfachte großdeutsche Nationa­
lismus, der antikommunistische Taumel 
gegen alles Linke und die soziale Not 
infolge des Anschlusses Ostdeutsch­
lands begünstigen die Ausbreitung des 
Neofaschismus. In der Bundeswehr mel­
den sich Kräfte zu Wort, die in der nazi­
stischen Wehrmacht ihr Vorbild sehen, 
jener Wehrmacht, die seit dem 22. Juni 
1941 mit Aggression und Völkermord 
unmenschliche Grausamkeiten in der 
UdSSR beging, den mörderischen Kom­
missarbefehl anwendete und am Tod 
von über vier Millionen sowjetischer 
Krigsgefangener mitschuldig wurde. 
Sorge bereitet der unverhüllt vorgetra­
gene Anspruch von Vertr iebenen- 
verbänden auf polnisches und 
sowjetisches Territorium, ein­
schließlich der Vorstellungen der Deut­
schen Bank, das Gebiet von Kaliningrad 
in ihre Freihandelszone umzuwandeln. 
Die tiefe Krise der sowjetischen Ge­
sellschaft und Union, mitverschuldet 
von den nie ganz überwundenen Kriegs­
folgen, wird von reaktionären Kräften

)

genutzt, um der Sowjetunion ihre Ord­
nungsvorstellungen aufzuzwingen. So­
lange keine Reformen im Sinne des Ka­
pitalismus erfolgen, soll wirksame Hil­
fe für die Sowjetunion ausbleiben.
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Freundschaft zur Sowjetunion 
und Beibehaltung der gegen sie gerich­
teten Orientierung von Militär und Po­
litik schließen sich aus. Wir fordern Hil­
fe für die Sowjetunion ohne jede Vorbe­
dingung. Der Reformprozeß dort muß 

, von den Völkern und Nationen der Sow­
jetunion selbst bestimmt werden. Die 

/ Zukunft der Sowjetunion muß den ar­
beitenden Menschen gehören, den Men­
schen, die von 1941 bis 1945 unendlich 
litten und Unvergleichliches für die Be­
freiung der Welt vom Hitlerfaschismus 
leisteten.
Unabhängig davon, wie jeder von uns zu 
den aktuellen Vorgängen in diesem 
Land und zur sowjetischen Führung 
steht, sollte für alle Antifaschisten gel­
ten:
Die Lehren des 22. Juni 1941 
sind nicht überholt. Allen Völkern 
der Sowjetunion gegenüber, bei denen 
über 20 Millionen im Krieg Getötete 
gezählt wurden, haben wir eine Bringe­
schuld.
Diese Schuld abzustatten, bedeutet:
- Die Bemühungen um die Entmilitari­
sierung Deutschlands und um ein neues 
europäisches Sicherheitssystem fort­
zusetzen,
-das Ringen um Rüstungsbeschränkun­
gen und Verbot des Rüstungsexports, 
um Umwandlung der Rüstungsproduk­
tion und Entmachtung des Rüstungska­
pitals zu verstärken,
- Die UNO zu einem Friedensinstru­
ment zu machen und den Aktionsradius

der Bundeswehr einzugrenzen statt 
auszuweiten,
- keinen Neonazismus und Revanchis­
mus zu dulden; in der Verfassung zu 
verankern, daß neonazistische Tätig­
keit, Antisemitismus, die Verbreitung 
von Rassismus geächtet und verboten 
sind,
- alle Menschenrechte, die kollektiven 
wie individuellen, die politischen wie 
sozialen, durchzusetzen,
- den Prozeß der Versöhnung zwischen 
dem deutschen Volk und den Völkern 
der Sowjetunion aktiv zu fördern.
Wir haben am antifaschistischen Wider­
stand teilgenommen:
Bruno Bachler, Duisburg (Edelweißpi­
rat, KZ Buchenwald); Ernst Buschmann, 
Düsseldorf (aktiv in Deutschland, den 
Internationalen Brigaden in Spanien und 
der Resistance in Frankreich); Alice 
Sterzenbach, Düsseldorf (aktiv in Köln 
und Amsterdam, neun Jahre Emigra­
tion); Werner Sterzenbach, Düsseldorf 
(aktiv in Essen und Amsterdam, Depor­
tationslager Westerbrock/Holland); 
Heinz Junge, Dortmund (Emigration, 
KZ Sachsenhausen); Walter Maletzki, 
Dortmund (Moorsoldat, KZ Esterwe­
gen); Grete Thiele, Wuppertal (drei­
einhalb Jahre Zuchthaus); Willi Rattai, 
Essen (vier Jahre, sieben Monate Ge­
fängnis und KZ); Erna Morchel, Dort­
mund (aktiv in Dortmund, Ehemann 
1945 von der Gestapo ermordet); Maria 
Wachter, Düsseldorf (sechs Jahre 
Haft).

)
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Düren, 1.6.91 m
Am i. Juni sollte im "Alten Brauhaus" 
in Düren-Birgel ein "gemütlicher" 
Nachmittag der NPD mit dem Wiking- 
jugend-"Liedermacher" Frank Ren- 
nicke ("Protestnoten für Deutschland") 
stattfinden. Dies wurde jedoch eine 
Woche vorher bekannt, so daß - theo­
retisch - Zeit genug für eine breite an­
tifaschistische Mobilisierung war; in 
Birgel selbst wurden Flugblätter an die 
Bevölkerung verteilt, so daß die Wirts­
leute des "Alten Brauhaus" über Presse, 
Lokalradio und Polizei verbreiten lie­
ßen, sie hätten den Vertrag mit den Fa­
schisten gekündigt.
Trotz dieses offiziellen Dementis er­
schienen ca. 80 Antifaschistinnen am 
Veranstaltungsort, um festzustellen, 
daß die NPD sie mit ihrer Anwesenheit 
verschonte. Stattdessen waren aber an 
verschiedenen Straßenecken rund um 
die Kneipe Posten der FAP/WJ aufge­
baut. Auffallend war vor allem ein 
Streckenposten mit schrottreifen 
VW-Käfer ("Ein Symbol für Deutsch­
land", O-Ton FAP), der unter anderem 
mit dem Sprößling der WJ-Führungs- 
sippe Wolfram Nahrath und dem Orts­
gruppenleiter der FAP Aachen, Wolter, 
bestückt war. Dort wurden Antifaschi­
stinnen u.a. von Wolter, der sich schon 
mehrmals durch brutalste Schlägerei­
en, aber noch nie durch einen Funken 
Grips hervorgetan hat, mit Eisenstan­
gen bedroht und beschimpft. Die Dü- 
rener Dorfpolizei stand untätig dane­
ben, behauptete, es wären keine Eisen­
stangen da, während gerade eine zu Bo­
den fiel und bedrohte ihrerseits die An­
tifaschistinnen. Trotz dieser Sympa­
thiebezeugungen durch einen Vertreter 
der Staatsgewalt räumten die Faschi­
sten das Feld. ______ ______

or«i
(ne> Einige Nac

am "Alten Brauhaus" ein, sie zogen es . 
jedoch vor, den Rat der Antifaschi-1 

Istlnnen zu befolgen und zu verschwin

Ob der Parteinachmittag irgendwo ir­
gendwo anders und mit verringerter 
Teilnehmerzahl noch stattgefunden 
hat, ist nicht bekannt. Insgesamt ist die 
Aktion trotz der geringen Teilnahme 
von Antifaschistinnen als Erfolg zu be- 

ßfej werten.
Keinen Fußbreit den Faschisten!

I Es gibt kein ruhiges Hinterland!
H (ak/bl-Mehrheit)

Essen, 7.6.91 
''ffiEine Gruppe von ca. 30 neofasc 
Mystischen Skinheads sammelte sich auf 
w»' dem diesjährigen

i Rock-Open-Air-Festival in
jEssen-Werden, das vom Jugendamt der 

^Stadt Essen jedes Jahr zu Pfingsten or­
ganisiert wird. Die Skinheads hängten 

! eine Reichskriegsflagge auf, provozier- 
ten die Festivalbesucherinnen und 
schlugen zwei ausländische Teilnehmer 
zusammen. Obwohl die anwesenden Po­
lizeibeamten vom Veranstalter und 
mehreren Besucherinnen auf die Über­
griffe hingewiesen wurden, nahmen sie 
weder die Personalien der Skinheads 
auf noch schritten sie gegen die von der 
Gruppe ''"«sehenden Gewalttätigkeiten

Ebenfalls über Pfingsten wurde zum 
zweiten Mal in den vergangenen Wo­
chen ein Brandanschlag auf ein noch 
leerstehendes, aber bereits komplett 
eingerichtetes Flüchtlingsheim verübt. 

8"Unbekannte Täter", so die Polizei, be- 
CSschädigten das Heim an der Worring- 

Straße in Essen-Burgaltendorf mit ei­
gnem Molotowcocktail schwer.
• (aus: Lokalberichte Essen)

□
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Schweinfurt, 1.6.91
Die "Deutsche Allianz", deren Bundes­
vorstand sich am 25-/26. Mai in 
Schweinfurt traf, verzichtete auf die 
Teilnahme an der Bürgerschaftswahl in 
Bremen, da ihrer Meinung nach das 
"Feld rechts von der CDU bereits aus­
reichend besetzt ist". Es zeichne sich 
ab, daß eine der beiden Rechtsparteien, 
DVU oder Republikaner, auf eine Kan­
didatur verzichte, um eine Stimmen­
zersplitterung zu vermeiden. In der 
Kräftekonzentration in Bremen sieht 
der Vorstand ein wichtiges Indiz für den 
von der DA ausgelösten "Einigungs­
druck". Erneut wird die Parteigründung 
unter Einbeziehung aller relevanten 
Kräfte für den 3. Oktober angekündigt. 
Erstes Ziel der neuen Partei wäre eine 
Wahlbeteiligung an der baden-würt­
tembergischen Landtagswahl im Früh­
jahr 1991. ‘
(Quelle: Presseerklärung der DA)

lütc?

I Berlin, 1.6.91

sr

if

Menschen, darunterMehr als hundert
die ehemalige Ausländerbeauftragte 
des Ostberliner Magistrats und einige 
Abgeordnete der PDS-Fraktion im Ber­
liner Abgeordnetenhaus verhinderten ' _ 
die Abschiebung eines Kurden über den Qz 
Flughafen Tegel. Mit Sprechchören wie 
"Abschiebung ist Folter, Abschiebung 
ist Mord, Bleiberecht für alle ab sofort" 

•wSp. protestierten sie am Schalter der tür-
/

K

kischen Fluggesellschaft Istambul Air- 
lines. Die Polizei setzte Schlagstöcke 

j ein, um den Abfertigungsschalter zu 
räumen, mindestens eine Person wurde 
festgenommen. Der Pilot entschied 
daraufhin, den Gefangenen nicht zu 
transportieren. Der Kurde wurde wie­
der in die Abschiebehaft gebracht und 
am 22.5. auf Drängen des zuständigen 
Richters freigelassen.
Das Berliner Abgeordnetenhaus hatte 
im April entschieden, in Deutschland 
lebene Kurden nicht wieder ins Krisen­
gebiet abzuschieben. Der CDU-Abge­
ordnete Wruck erklärte im Ausländer­
ausschuß, das Krisengebiet sei der Irak, 
aber nicht die Türkei. Den Abgeordne­
ten der PDS und der Grünen warf er vor, 
mit ihrer Aktion am Flughafen Tegel 
Exekutivmaßnahmen verhindert zu ha­
ben. Als einige Zuschauer ein Transpa­
rent "Abschiebestopp sofort, Bleibe­
recht für alle" entrollten, wurden sie 
von Wruck als "Mob der Straße" be­
zeichnet. Beim Versuch, ein Flugblatt 
zu verlesen, verließ die CDU den Saal. 
Der zuständige Innensenator Häckel- 
mann distanzierte sich von der Äuße­
rung eines Mitarbeiters der Innenver­
waltung gegenüber der Presse, wonach 
"Folterungen ein alter Hut" seien. Dem 
Kurden waren in türkischen Gefängnis­
sen Schnittwunden auf der Brust bei­
gebracht und diese mit Salz bestreut 
worden. Die Narben sind heute noch gut 
sichtbar.

7

1
1 

(
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GIFHORN - EIN DORF
IN NIEDERSACHSEN

Am Mittwoch, dem 8. Mai, gegen 22.00 Uhr, wurde Matthias Knabe 
von Neonazis brutal angegriffen. Er war auf dem Weg zum Nachtan­
geln an einem Waldsee in der Nähe des niedersächsischen Dörfchens 
Gifhorn, wo er sich mit Freunden verabredet hatte. Dort feierte 
gleichzeitig eine Gruppe von 15-20 Faschisten einen "Kamerad­
schaftsabend". Matthias bemerkte zunächst nur Lärm und vermutete 
dort seine Freunde, seinen Irrtum bemerkte er zu spät...

^°^rski 
erfaetns:,

„Nur”

KaV^vetbre ten9 Vo" SW“,,“äS ,erW

Skinhead Bein, tier 
to"'“1'■"derSch'r<‘~ ■*" 

r Knpo-Sondertommission ermittelt
Als die Nazis Matthias 
sahen, stürzten sie sich 
sofort auf ihn und schlu­
gen auf ihn ein. Zwei 
Neonazis, einer war 
Christian Blauth, 
stießen ihn dann auf die 
stark befahrene B4 vor 
ein vorbeifahrendes Au­
to.
Matthias wurde mit le­
bensgefährlichen Ver­
letzungen in die medizi­
nische Hochschule Han­
nover eingeliefert, wo er 
mehrfach operiert wur­
de und sein Zustand sich 
nach einigen Tagen (!) 
stabilisierte. Er wird 
aber auf jeden Fall einen 
bleibenden schweren 
Gehirnschaden davon­
tragen.
Die Polizei versuchte 
zunächst, den Vorfall als 
"normalen" Ver­
kehrsunfall darzustel­
len, woraufhin drei 
Freunde von Matthias 
Anzeige gegen die Nazis 
erstatteten.
Der Nazi Christian 
Blauth wurde aufgrund 
von Augenzeugenberich­

ten festgenommen und 
sitzt wegen versuchten 
Mordes in U-Haft.
In der Öffentlichkeit 
wurde der Mordversuch 
von Polizei und Lokal­
presse, nachdem die 
Verkehrsunfallüge nicht 
gezogen hatte, vernied­
licht; Punks und Skin­
heads, Antifaschisten 
und Rechtsradikale wur­
den in einen Topf gewor­
fen - was darin gipfelte, 
daß sie glaubhaft ma­
chen wollten, daß es 
möglich sei, daß Punks 
Matthias hatten umbrin­
gen wollen.
Diese Vorkommnisse ris­
sen dann aber doch eini­
ge Menschen aus der Re­
signation, die ihnen der 
Alltag in Großdeutsch­
land beschert hatte.
Sie organisierten für den 
18.5.91 eine bundes­
weite Demonstra­
tion gegen Naziter­
ror und für antifa­
schistische Selbst­
hilfe in Gifhorn. Tat­
kräftige Unterstützung 
erhielten sie dabei von 

der Braunschweiger An­
tifa-Jugend/Autonome 
Gruppe.
Und so versammelten 
sich am 18.5. ca. 
800-1000 betroffene 
Menschen in Gifhorn, um 
ihre Trauer und ihre So­
lidarität mit den Genos­
sinnen in Gifhorn und 
Umgebung zu bekunden. 
Obwohl zu Anfang der 
Versammlung von einer 
größeren Gruppe Alko­
hol konsumiert wurde, 
verlief der Demonstra­
tionszug ohne Aus­
schreitungen seitens der 
Demonstranten.
Die beiden Hundert­
schaften Sonderein­
satzkommando
(SEK) bewiesen auch 
recht eindrucksvoll, wie 
gut ihr linkes Auge funk­
tioniert. Von Anfang an 
drohten schwerbewaff­
nete große Gruppen so­
genannter "Rechts­
schützerinnen" in den 
Seitenstraßen um den 
Versammlungsplatz, 
welche dann auch wäh­
rend der gesamten De-
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monstration Spalier um 
den Zug liefen.
An dieser Stelle Grüße 
an eine ältere Gifhorner 
Dame, die uns ernstlich 
einreden wollte, dies 
beweise, "daß die Polizei 
Deeskalation betreibe".
Die Demonstrationslei­
tung jedenfalls forderte 
die "Einsatzleitung" der 
Polizei mehrmals auf, 
sich zurückzuziehen und 
definierte (sehr laut) das 
martialische Auftreten 
der Polizei ganz richtig 
als Provokation und als 
Versuch, die Demonstra­
tionsteilnehmer den Gif­
horner Bürgerinnen als 
"gemeingefährlich" vor­
zuführen.
Da dies jedoch genau in 
der Absicht der "Ein­
satzleitung" lag,änderte 
sich daran nichts.
Was dazu führte, daß es 
am Rande der Demon­
stration immer wieder 
zu Rangeleien kam und 
sich die "Rechtshü­
terinnen" die Demon- 
strationsteilnahme 
mehrmals mit dem 
Knüppel erzwangen. 
Wobei mehrere Antifa­
schistinnen verletzt 
wurden.

Auf der Zwischenund 
Abschlußkund­
gebung wurden dann 
die Lügen von Poli­
zei und Lokalpresse 
richtiggestellt; Gifhorns 
NS-Vergangenheit an­
geprangert (73% Stim­
men für die NSdAP 1933 
!); die "Glanzleistungen" 
des Gifhorner Bürger­
meisters (Sozialdarwi­
nist sondergleichen), der 
lange Jahre in der NPD 
war, auf das schärfste 
verurteilt; die Situation 
der Frauen unter dem 
Nationalsozialismus ein­
drucksvoll geschildert 
und ihre Kontinuität in 
der heutigen Gesell­
schaft aufgezeigt (Ver­
gewaltigungen, Para­
graph 218 und allgemei­
ne "Rolle der Frau") und 
die immer häufigeren 
und brutaleren Fascho- 
übergriffe ganz richtig 
als fast zwingendes Er­
gebnis einer Ellenbogen­
gesellschaft bezeichnet, 
in der Ausländerinnen, 
Frauen, Homosexuelle 
und soziale Randgruppen 
per Gesetz zu Menschen 
2. Klasse abgestempelt 
werden, und Recht und 
Ordnung der Besitzen­

den mit dem Polizei­
knüppel und der Narren­
freiheit für Faschistin­
nen verteidigt werden.
All das, so erklärten die 
Gifhorner Antifa­
schistinnen, wollten 
sie nun nicht mehr län­
ger hinnehmen. Sie for­
derten von der Stadt 
kommunale Räumlich­
keiten für Antifaschi­
stische Jugendarbeit, 
kündigten Angriffe auf 
allen Ebenen gegen eine 
Gesellschaft an, welche 
dem Faschismus Tür und 
Tor öffne, und bekunde­
ten ihren Willen, sich "in 
jeder Schule, in jeder 
Straße, in jedem Stadt­
teil" organisieren zu 
wollen, um gemeinsam 
stark zu sein.
Bleibt mir nur noch 
abschließend zu 
bemerken, daß die 
Demonstration ein 
voller politischer 
Erfolg war, und den 
Antifaschistinnen 
in Gifhorn und Um­
gebung Liebe und 
Kraft für ihre Ar­
beit, und Matthias 
Knabe gute "Gene­
sung" zu wünschen, 
(tim)

ANZEIGE
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"DIE MÄNNER FÜRS GROBE"
- DER SCHLAGENDE ARM

DER RECHTEN BEWEGUNG
FAP, NF, WJ, Rechte Hooligans - Versuch einer aktuellen Darstel­
lung
Das Anwachsen des militanten Fascho-Spektrums, 800 Besucher zum 101. Führer­
geburtstag in München auf Einladung des "Deutschen Jugendbildungswerkes" und den 
Wallfahrtsort Wunsiedel vor der Tür zu haben, war für Nürnberger Antifaschistinnen 
aus verschiedenen Gruppen Anlaß, einen genaueren Überblick zu erarbeiten.
Entstanden ist eine Ausstellung zum Thema "Militante Rechte", die 
aufgrund fundierter Recherchearbeit der gängigen Darstellung von "Jugendbanden" 
und deren Psychologisierung etwas entgegensetzen will. Den Rahmen bildet eine 
Chronologie der antisemitischen und rassistischen Anschläge und Übergriffe auf 
Linke seit 45, detailliert ab 1987. In ihrer Entstehungsgeschichte, aktuellen Organi­
sationsform, Arbeitsweise, Propaganda sowie ihrer programmatischen und ideolo­
gischen Schwerpunkte werden im einzelnen dargestellt:
FAP, Nationalistische Front, Wiking Jugend, Deutsche Frauenfront, 
Nationalrevolutionäre und rechte Hooligangruppen.
Auch auf neuere Entwicklungen wie der Nationalen Sammlung, der Nationa­
len Liste, der Nationalen Offensive wird ebenso eingegangen wie auf deren 
Versuche, in den Ländern der ehemaligen DDR mit der Deutschen Alternative 
und Nationalen Alternative Fuß zu fassen.
So bietet die Ausstellung die zur Zeit beste Möglichkeit, sich ein umfassendes Bild 
über aktuellen Organisationsgrad und Vernetzung der "Militanten Rechten" zu ver­
schaffen, ja besonders an Schulen mit dem Thema sich intensiv auseinanderzusetzen. 
Gestaltet ist die Ausstellung auf 28 DinAi Plakaten, mit vielen Fotos, Flugblattbei­
spielen, Auszügen aus ihren Parteiprogrammen und internen Zeitschriften, um den 
reichhaltigen Text aufzulockern.
Die Ausstellung ist für 100 DM zur eigenen Verwendung zu erwerben. 
Bezugsadresse: AK Neofaschismus
PLK Nr.050259D
8500 Nürnberg 1
PS: Begleitbroschüre zur Ausstellung: 4 Mark (ab 10 Stück: 3 DM + Porto)

ABONNIERT DIE ANTIFAZ

Die ANTIFAZ ist eine unabhängige Zeitschrift, von und 
für Antifaschistinnen. Sie erscheint sechsmal im Jahr. 
Namentlich gekennzeichnete Artikel geben nicht unbe­
dingt die Meinung der Redaktion wieder.

Jahresabo.................. 24,- DM
Förderabo..................30,- DM

Bestellung:

- durch Überweisung der Abogebühr auf das
Konto Nr. 1 000 229 38
BLZ 426 500 30
Stadtsparkasse Recklinghausen

- durch schriftliche Bestellung bei
Wolfgang Englisch
Oerweg 28
4350 Recklinghausen

I
I

[ Hiermit abonniere ich
1 die Zeitschrift
1
1
I

I

ANTIFAZ bis auf Wider­
ruf.
Name:________________

' Anschrift:____________ _
i
I -- -------------------------------------------------

1 Unterschrift:___________

Anzeigenpreisliste:

1/2 Seite.......80,-DM
1/3 Seite...... 60,-DM
1/4 Seite.......50,-DM
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^BUCHBESPRECHUNG 

"IN BESTER GESELLSCHAFT"
Antifa-Recherche zwischen Konservatismus und Neofaschismus. 
Herausgegeben von Raimund Hethey und Peter Kratz.
Verlag "Die Werkstatt", Göttingen
304 Seiten Paperback, DM 28,-

Vom Rechtsradikalismus in Deutschland hört man meist im Zusammenhang mit den 
Ausschreitungen brutaler Skin-Schläger oder den markigen Sprüchen der "Repu­
blikaner". Weniger bekannt sind die zahlreichen politisch-ideologischen Nahtstellen 
zwischen etabliertem Konservatismus und Neofaschismus. Die Autoren des Bu­
ches "In bester Gesellschaft" haben diese Nahtstellen näher betrachtet. Sie re­
cherchierten unter anderem über die Siemens-Stiftung, die Humboldt-Gesellschaft 
oder die Deutsche Liga für das Kind, allesamt gesellschaftlich anerkannte und zum 
Teil staatlich geförderte Organisationen, die als neurechte Ideologiefabriken zu­
gleich den Neofaschisten ein unverdächtiges Forum bieten.
Die Recherche-Ergebnisse des Buches werden sicherlich zuweilen Widerspruch her­
vorrufen- so, wenn Parallelen zwischen den Europa-Visionen eines Peter Glotz und 
denen von Neofaschisten gezogen werden; wenn wertkonservativen Ökologen ein 
"rassistisches" und "biologistisches" Gesellschaftsbild vorgeworfen wird ( oder wenn 
z.B. die Gebrüder Grimm als "völkische" Denker bezeichnet werden, weil auch sie die 
Sprache als das entscheidende Kriterium des Menschen ansahen, d. Red.); wenn ei­
nem Rudolf Bahro die Aufwertung Hitlers zum Heilsbringer unterstellt wird. Pro­
vozierend -jedoch ohne Diffamierung - ist den Autoren aber der Nachweis gelungen, 
daß die Auseinandersetzung mit neofaschistischen Tendenzen nicht nur am rechten 
Rand, sondern auch "in bester Gesellschaft" stattfinden muß.
(Bernd-M. Beyer, Verlag Die Werkstatt)
Bemerkung der Antif aZ-Redaktion

Das Buch ist wegen seines Informationsreichtums sicher empfehlenswert, auch 
stimmen wir mit der Zielrichtung, neofaschistische Tendenzen auch "in bester Ge­
sellschaft" zu untersuchen, voll überein.
Zu kritisieren ist u.E. allerdings, daß die Darstellungs-Methode in vielen Fällen 
mehr als zu wünschen übrig läßt. Ein Beispiel: So schreibt z.B. Otto Geschke in 
seinem Beitrag: "Ein weiteres wichtiges Element, das zur Renaissance des deutschen 
Nationalismus führte, war die Entstehung der bundesdeutschen Friedensbewegung. 
Die Orientierung der Friedensbewegung gegen die "beiden Supermächte", die mit 
ihrer Hochrüstung den Frieden in Europa gefährdeten und mit ihrer Rüstungspolitik 
die Staaten Europas zu Opfern ihrer Hegemonialpolitik.machten, ließ beim bundes­
deutschen Neofaschismus die Hoffnung keimen, daß hier eine Bewegung heran­
wachse, die durchaus in nicht zu unterschätzenden Teilbereichen Gemeinsamkeiten 
mit einer neutralistischen, gegen das Blockdenken gerichteten "neu-rechten" Politik 
haben könnte."
Das Beispiel kann unsere Hauptkritik an der Methodik deutlich machen, wie sie von 
vielen Autorinnen dieses Buchs verwendet wurde: Es werden Beobachtungen, Infor­
mationen, Textauszüge oder Ausschnitte politischer Stellungnahmen relativ um­
standslos mit Ähnlichkeiten im neofaschistischen "Lager" verglichen, sprachlich 
(oft) schludrig verwischt (so wird ja in dem oben zitierten Textauszug die Frie­
densbewegung tatsächlich ein Element, das zur "Wieder-Geburt" des Neofa­
schismus beitrug) und eigene politische Positionen ( wie hier Kritik an derjenigen Po­
sition innerhalb der Friedensbewegung, die auch die Sowjetunion als friedensgefähr­
dend ansah) unausgewiesen in die Formulierungen hineingeschmuggelt. Diese Metho­
de ist unredlich, erschwert die notwendigen Auseinandersetzungen und produziert 
einen Stil von oft Anmaßung und Großspurigkeit in schwierigen Untersuchungsge­
bieten, wo Bescheidenheit und Vorsicht angesagt wäre.
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ANTIFA-DEMO ZU HITLERS
102. GEBURTSTAG IN BERLIN

Am 20. April demonstrierten rund 500 Antifaschistinnen, zumeist aus 
der autonomen Szene, in Berlin-Kreuzberg gegen den (Neo)-Faschis- 
mus.

Den Aufruf zur Demo fand man/frau 
unter dem Motto "Zerschlagt die 
Nazis" schon Tage zuvor auf Plakaten 
in türkischer und deutscher Sprache. 
Treffpunkt der Antifas war der 
U-Bahnhof am Kottbusser Tor, wo sich 
schon Stunden vorher ein massives Poli­
zeiaufgebot postiert hatte. Insgesamt 
befanden sich in Kreuzberg und Umge­
bung wohl an die 30 Mannschaftswagen 
der Polizei, um ein eventuelles Aufein­
andertreffen der Faschos und der 
kampfbereiten Autonomen zu verhin­
dern.
Tatsächlich kam es kurzzeitig zu Aus­
einandersetzungen zwischen autono­
men Antifaschisten und einer 
Nazi-Minderheit, die sich provokativ 
von der Polizei schützen lassen wollte.
Die Polizei wurde per Lautsprecher­
durchsage dazu aufgefordert, das 
"Feld" zu räumen.
Auch Sprechchöre wie "Nazis raus" und 
"Ausländer bleiben - Nazis vertreiben" 
waren weithin in Kreuzberg zu hören.
Zu der befürchteten Eskalation kam es 
allerdings nicht.
Bleibt zu hoffen, daß sich auch in Zu­
kunft antifaschistische Kräfte aktiv 
gegen Neofaschismus und Ausländer­
feindlichkeit zur Wehr setzen. 
(Thothie)

ANZEIGE
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TREFFEN EHEMALIGER MOORSOLDATEN 
IN PAPENBURG

Vom 8. bis 12. Mai fand in Papenburg zum erneuten Mal ein Treffen 
ehemaliger Moorsoldaten statt.
Sie trafen sich wieder, an den Stätten des Grauens faschistischer 
Unmenschlichkeit.
Hermann Bogdal, antifaschistischer Widerstandskämpfer und ehe­
maliger Moorsoldat, nahm am diesjährigen Treffen teil und sandte 
uns den folgenden Bericht.

Die sich in diesen Tagen 
trafen, oft zum ersten 
Mal seit der Lagerzeit, 
waren damals jung, oft 
noch sehr jung.
Sie gehörten zum Kreis 
der von den Nazis wegen 
ihrer antifaschistischen 
und demokratischen Ge­
sinnung Verfolgten. Sie 
gehörten dem Kreis der 
antifaschistischen Wi­
derstandskämpfer an, 
die als erste in die von 
den deutschen Fa­
schisten sofort nach 
1933, schon Jahre vorher 
geplanten Konzentrati­
onslager wie das wegen 

seiner menschenverach­
tenden Brutalität be­
rüchtigte Lager Ester­
wegen oder Börger­
moor überführt worden 
waren. Jene antifaschi­
stischen Widerstands­
kämpfer, die ihren 
Kampf gegen die Nazi­
diktatur weiterführten 
und für Jahre in die 
Strafgefangenenlager 
des Emslandes ver­
schleppt wurden.
Sie, die noch lebenden 
Zeitzeugen, erzählten 
und berichteten aus die­
sen Lagern. Kaum etwas 
war in Vergessenheit ge­

raten. Wohl bei allen 
drängte sich die Frage 
nach vorn, welches die 
Motive waren, die den 
politischen Häftling auf­
recht erhielten und ihm 
die Kraft gaben durch­
zustehen, den teufli­
schen Absichten der na­
zistischen Machthaber 
Widerstand zu leisten.
Neben der massiven, bis 
zur körperlichen Er­
schöpfung hinreichenden 
Ausnutzung der physi­
schen Kraft der Häft­
linge auf dem Arbeits­
platz im Moor, gehörte 
zum System der Lager-



haltung, den Häftling 
zusätzlich durch men­
schenverachtende De­
mütigungen zu entwür­
digen.
Der politische Häftling 
sollte im Sinne nazisti­
scher Vorstellungen 
"umerzogen", d.h. zer­
stört werden. Die Lager­
bedingungen und die lan­
ge Arbeitszeit im Moor, 
sollten so wenig wie 
möglich Freiräume zur 
Sammlung und zum eige­
nen Denken möglich ma­
chen. Diesem Plan ent­
gegenzuwirken, schaff­
ten die politischen Häft­
linge unter sich Bedin­
gungen des engen Zu­
sammenschlusses, der 
Solidarität, der politi­
schen Festigung, um die 
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innere Kraft, den Über­
lebenswillen, zu stärken. 
Diesmal kamen, 
aufgerufen, auch 
jene, die als Mili­
tärstrafgefangene in 
den Emslandlagern der 
letzten Kriegsjahre bis 
zur Befreiung festgehal­
ten worden waren. Eine 
starke Delegation 
von Frauen und 
Männern aus Polen, 
ehemalige Kriegsgefan­
gene, Teilnehmerinnen 
und Teilnehmer am War­
schauer Aufstand, die im 
Vollzug des Ausrot­
tungsplanes an der pol­
nischen Intelligenz 
durch die faschistischen 
Herrenmenschen, in die­
sen Lagern die "Endlö­
sung" erwarten sollten.

Mit Bussen fuhren die 
Teilnehmerinnen zu den 
ehemaligen Lagerstät­
ten. Für viele, viele wa­
ren sie nicht mehr er­
kennbar. Fort war das, 
was an die Stätten des 
Grauens erinnerte und 
erinnern könnte. Ein be­
scheidenes Denkmal zur 
Erinnerung dort, wo 
einst das Lager i Bör­
germoor war.
Dort, wo das Lied der 
Moorsoldaten ent­
stand.
Wir schritten durch den 
Eingang des ehemaligen 
KZ-Lagers Ester­
wegen. Rechts am Tor 
ein kleiner Gedenkstein 
der Erinnerung. Noch 
vor Jahren war er ver-
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deckt von grünen Zier­
sträuchern, inzwischen 
freigemacht.
Hier hat die Bundeswehr 
von der ehemaligen La­
gerstätte Besitz ergrif­
fen und ein
Bekleidungs-Depot er­
richtet. In Reih und 
Glied, wie einst im 
KZ-Lager, stehen die 
neuen Baracken.
Die "Gedenkveran­
staltungen und
Treffen ehemaliger 
M oorsoldaten und 
ehemaliger Häftlin­
ge der Emslandla- 
ger" waren in dankens­
werter Weise vom 
"Dokumentations­
und Informations­
zentrum Emsland- 
lager" (DIZ), eingelei­
tet worden.
Sie begannen am 
8. Mai, dem Tag der 
Befreiung vom
deutschen Faschis­
mus.
Unter Würdigung dieses 
historischen Tages, der 
die unterdrückten Völ­
ker aufatmen ließ und 
den vielen politischen 
Häftlingen die Freiheit 
brachte, fand die hollän­

disch-deutsche Inter­
nationale Herden­
king Kundgebung auf 
dem Lagerfriedhof
Esterwegen statt.
Sowohl die holländischen 
Rednerinnen als auch die 
deutschen erinnerten an 
diesen bedeutsamen 
Tag. Sie sprachen jedoch 
nicht nur von der Ver­
gangenheit. Sie lenkten 
den Blick auch auf die 
von Krieg und Schrecken 
erfaßte Gegenwart, den 
fürchterlichen Zer­
störungskrieg am Golf, 
der Schlimmeres einge­
bracht hat als je zuvor 
ein Krieg.
Eine Veranstaltung im 
Rahmen dieser Treffen, 
die hervorgehoben wor­
den zu sein verdient.
Die antifaschistischen 
Widerstandskämpfer, 
die ehemaligen Moor­
soldaten, wollen nicht 
nur, daß die faschisti­
sche Schreckenszeit und 
MenschenVerachtung, 
ihre wachgebliebenen 
Erlebnisse, der Gegen­
wart und Zukunft wei­
tervermittelt werden; 
sie wollen weit 
mehr.

Ihre antifaschistischen 
und allgemein mensch­
lichen Ziele, für die sie 
Freiheit und Leben ein­
setzten und in die 
KZ-Lager und Strafge­
fangenenlager des Ems- 
landes gebracht wurden, 
müssen zu einem festen 
Inhalt der demokrati­
schen Gesellschaft wer­
den.
Sie, die ehemaligen 
Moorsoldaten, sind von 
berechtigter großer Sor­
ge erfaßt. Bei vielen Ge­
sprächen kam dies zum 
Ausdruck.
Schon fallen in den neu­
en Bundesländern die 
Symbole der Erinnerung 
an den antifaschistichen 
Kampf. Kasernennamen 
antifaschistischer Wi­
derstandskämpfer der 
ehemaligen DDR werden 
entfernt. Sie werden 
umgenannt, an ihre Stel­
le treten die Namen von 
Militärs, die alles taten, 
um demokratisches Den­
ken zu verhindern.
Ausländerhaß, Fremden­
feindlichkeit steigt aus 
dem scheinbar ausge­
trockneten braunen 
Sumpf nach oben.
Rechtsradikalismus, An­
lehnung an die, ja offene 
Verherrlichung der nazi­
stischen Terrorherr­
schaft und ihre Untaten 
drohen, auch in das Den­
ken junger Menschen 
schleichend Eingang zu 
finden.
Sie müssen den Kampf 
der ehemaligen Moorsol­
daten weiterführen.
Unter der Losung der 
holländisch-deutschen 
Gedenkveranstaltung 
auf dem Lagerfriedhof 
Esterwegen, am Ge­
denktag der Befreiung 
vom Faschismus:
Nie wieder Faschis­
mus!
Nie wieder Krieg! 

(Hermann Bogdal)
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WAS IST ANTIFASCHISMUS HEUTE ?
EIN BERICHT ÜBER DIE 3. ANTIFASCHISTISCHE BOCHUMER 
STADTKONFERENZ

Nicht nur in Recklinghausen fand am 20. April eine antifaschistische 
"Konferenz" statt, sondern auch in Bochum im Kulturbahnhof Lan­
gendreer. Auch hier war die Anzahl der Teilnehmerinnen und Teil­
nehmer nicht besonders hoch, jedoch höher als in Recklinghausen. 
Auch bei den ca. 80 anwesenden Frauen und Männern mußten wir eini­
ge Arbeitsgruppen Zusammenlegen. Ein Vorschlag für die Zukunft 
könnte sein, nicht die regionalen Treffen zusammenzulegen und quasi 
zu zentralisieren, sondern sich regional abzusprechen, damit sich die 
Referentinnen und Referenten nicht unnötig vorbereiten (für die und 
deren Arbeit ist das nämlich auch lähmend). Leider mußte der erste 
Bochumer Termin im Januar verlegt werden, da an diesem Tag eine 
Großkundgebung gegen den Golfkrieg in Bonn stattfand. In der Kürze 
der Zeit bot sich leider kein anderer Termin an.

"Unsere" Konferenz stand unter dem 
Motto : Was heißt Antifaschismus heu­
te?
Darunter wurden 8 unterschiedliche 
Arbeitsgruppen angeboten, die sich u.a. 
mit dem Neofaschismus in der ehemali­
gen DDR, mit der kommunalen Flücht­
lingspolitik, der rechtsextremen Ju­
gendszene, der Ausländerinnenpolitik, 
der Diskriminierung von Roma in unse­
rer Gesellschaft und in der Stadt Bo­
chum auseinandersetzten. In einer ge­
sonderten Gruppe stellte eine Frau von 
der Fantifa-Duisburg die Arbeit der 
feministischen Antifa vor.
Diese Gruppe - das möchte ich gerne 
festhalten, weil ihre Arbeitsweise und 
die Selbstverständlichkit, wie sie ver­
fuhr, nämlich für Bochumer Szenever­
hältnisse ein "Novum" darstellt, das 
nicht nur mich angenehm überraschte - 
wurde rege besucht, und zwar von einer 
kurdischen Gruppe, der sowohl Frauen 
als auch Männer angehörten, die sich 
intensiv mit dem Patriarchat sowohl 
innerhalb der eigenen Gruppe als auch 
in der türkischen Gesellschaft ausein­
andersetzen. Ein zentraler Schwer­
punkt der Gruppe war die gemeinsame 
Erarbeitung des Rassismus in der Bun­
desrepublik aus einem frauenorientier­
ten und frauenbetreffenden Blickwin­
kel heraus.

Auf der Eröffnungsveranstaltung 
sagte einer der Veranstalter, daß nicht 
nur der "spektakuläre" Faschismus an­
gegangen werden muß, sondern der "Fa­
schismus im Hinterzimmer, der häufig 
verkannt wird".
Nach einer Mittagspause fanden sich 
die Arbeitgruppen zusammen, um die­
sen alltäglichen Faschismus in den ver­
schiedenen Bereichen ausfindig zu ma­
chen und zu benennen. Aufgrund der 
thematischen Vernetzung und wegen 
der Teilnehmerinnen- und Teilnehmer­
zahl wurden die Arbeitsgruppen Flücht­
lingspolitik, Ausländerpolitik und die 
Gruppe, die über die Situation der Ro­
ma in Bochum arbeiten wollte, zusam­
mengelegt.
Anfangs berichtete ein Anwalt aus Bo­
chum über die soziale Lage der 
Flüchtlinge in Bochum, denen von 
der Stadt kaum Wohnraum zur Verfü­
gung gestellt wird. Hinsichtlich des 
neuen Ausländerinnengesetzes wurde 
auf den europäischen Aspekt dieses Ge­
setzes hingewiesen, das die BRD nicht 
als "Fluchtburg", sondern eher als 
"Festung" gegen (Arbeits)Einwanderin- 
nen und Einwanderer zu konsolidieren 
hilft. Den in der Flüchtlingsarbeit Tä­
tigen wurde anhand sprachwissen­
schaftlicher Forschungen nochmals na­
hegelegt, auf die Bezeichnung "Asylan-
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tin" oder "Asylant" zu vezichten, da das 
Suffix "-ant" sprachliche Parallelen zu 
negativ besetzten Worten wie "Queru­
lant" oder "Bummelant" aufweist. Ein­
facher und eindeutiger ist es, von 
Flüchtlingen oder Einwanderinnen und 
Einwanderern zu sprechen.
Ein wichtiger Einwurf war auch die Kri­
tik an den bundesrepublikanischen 
"Helferinnen" und "Helfern", die von 
Cuma Yagmur in der Zeitschrift ID 
Asyl Nr. 3/91 formuliert wurde und 
an geeigneter Stelle passagenweise 
vorgelesen wurde. Cuma Yagmur 
kritisiert die deutsche Sozialarbeit - 
auch in der Flüchtlingsarbeit - als ein 
paternalistisches Selbsthilfeprogramm, 
mit dessen Hilfe die deutschen Helfer­
innen und Helfer eher selbst profitieren 
bspw. über Arbeitsbeschaffungsmaß­
nahmen oder in der Aufpolierung ihres 
moralischen Selbstbewußtseins - als die 
Flüchtlinge. Die anwesenden Frauen, 
vor allem aus der kirchlichen Flücht­
lingsarbeit, reagierten mit Betroffen­
heit bei der Forderung, daß soziale Hil­
fen nicht quasi "sozialklempnerisch" 
und damit den status quo erhaltend sein 

Eine Kolonne Kriegsgefangener au] dem Marsch in ein Hoch inner Zwangsarbeit singer

dürfen, sondern notwendigerweise poli­
tisches Engagement zeigen müssen. Mit 
Leserinnen- und Leserbriefen in den 
allgemeinen Tageszeitungen kann den 
Ursachen von weltweiter Not nicht ab­
geholfen werden; eigene Ängste, öf­
fentlich gegen die deutsche Ausländer­

innen- und Ausländerpolitik Meinung zu 
machen, müssen abgebaut werden. Ge­
genüber der deutschen und oft still­
schweigenden Art von Hilfe halten die 
Einwanderinnen- und Einwandererorga­
nisationen für sich fest, daß sie sich 
nicht betreuen lassen wollen, sondern 
selbst der entscheidende Faktor sein 
möchten. Sie wollen auch nicht anhand 
multikultureller Konzepte zwangsin­
tegriert werden, die sie selbst als euro- 
zentristisch orientiert beschreiben.
Weiter heißt es in der Kritik: "Die Hel­
fer versuchen, die multikulturellen Un­
terschiede zu vertiefen, damit sie ein 
Konzept zur Überwindung dieser Un­
terschiede entwickeln können, die Ein­
wanderer in die Aufnahmegesellschaft 
zu integrieren."(S. 10).
Ich finde das sehr wichtig,, an dieser 
Stelle und in dieser Zeitschrift zu er­
wähnen, da in der letzten Nr. der Anti- 
faZ zu lesen war: "Wir machen aktive 
Arbeit gegen die Nazis, also haben wir 
keine Lust, uns selber erst einmal als 
"Rassisten" zu bezeichnen" (S. 33). Ich 
persönlich halte diese Äußerung mit 
seinem "also" für absolut kurzschlüssig. 
Die feministische Antifaarbeit und ihre 
Abspaltungen von gemischten Gruppen 
haben gezeigt, daß konkrete antifaschi­
stische Männer in höchstem Maße frau­
enfeindlich, d.i. sexistisch sein können. 
Die konkrete Arbeit hat ebenso ge­
zeigt, daß Antifaschisten auch rassi- 
stich sein können - in ihrem Denken, 
Handeln, Fühlen, in ihrer Sprache, usf. 
Antifaschistische Arbeit (allein) 
schützt also nicht vor dem Vor­
wurf, ein Rassist und/oder 
Sexist zu sein ! In diesem Sinne be­
stärkte ein türkischer Mitarbeiter von 
VIA (Verband der Initiativen zur Aus­
länderarbeit) die gemachten Ausfüh­
rungen und verwies auf die Wichtigkeit 
autonomer Ausländerinnen- und Aus­
länderorganisationen , in denen Deut­
sche nicht mitarbeiten. Trotz des Au­
tonomiestatus dieser Organisationen 
sei es aber wichtig, den Dialog mit den 
Deutschen zu suchen. Deutsche müssen 
endlich beginnen und - wie es der Aus­
spruch von einem Mitarbeiter der 
AntifaZ leider vermissen ließ - über 
sich und ihren paternalistischen Rassis­
mus in jeglichen Ausprägungen ihrer 
und der Ausländerpolitik nachzuden­
ken. Der Vertreter von VIA wurde
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deutlich, indem er sagte: Ständig haben 
die Ausländerinnen und Ausländer dar­
über reflektiert, warum sich die Deut­
schen ständig Sorgen um sie machen. 
Mittlerweile würden sie sich selber zu 
diesem Thema Gedanken machen, und 
nun machen sie sich in umgekehrter 
Weise Sorgen um die Deutschen.
Angesichts der drohenden Deportati­
onen der europäischen Roma in 
NRW und Bochum am 30. Juni 
dieses Jah res verabschiedete die 
Gruppe eine vorbereitete Resolution 
unter dehTitel: Roma müssen blei­
ben. Damit verpflichtete sich die 
Gruppe, Widerstand gegen die den Ro­
ma drohenden Abschiebungen leisten 
und Zuflucht gewähren zu wollen. Diese 
Resolution wurde auch vom Gesamtund 
Abschlußplenum der antifaschistischen 
Bochumer Stadtkonferenz angenom­
men und verabschiedet. Wie sich diese 
Resolution aber in der Praxis bewähren 
wird oder ob es nur beim Verbalradika­
lismus stehenbleibt, mag dahingestellt 
bleiben.
Ein weiterer Punkt auf dem Abschluß­
plenum war die Auseinandersetzung 
mit dem kurdischen Nationalis­
mus. Es wurde eindeutig klar, daß 
westeuropäische Nationalismen und die 
der sogen. Länder der Dritten Welt mit­
einander unvergleichbare "Größen" 
darstellen. Ist der westeuropäische und 
amerikanische Nationalismus von im­
perialen und kolonialen Auswirkungen 
einerseits, so besitzt der Nationalismus 
der Länder der sogen. Dritten Welt an­
drerseits den Anspruch, auf die Befrei­
ung der Völker und Menschen (Frauen 
und Männer hier gemeinsam zu nennen, 
wage ich erst einmal nicht zu behaup­
ten) hinzuarbeiten. Wichtig war es 
auch, darauf hinzuweisen, daß dort 
nicht mit einem Mal eine "Gleichheit" 
hergestellt werden kann -d.h. eine "ge­
meinsame" antinationalistische Ein­
stellung von Linken Deutschen und Lin­
ken Ausländerinnen und Ausländern wo 
im Grunde genommen (noch) keine 
Gleichheit herrscht. Warum also sollen 
Kurdinnen und Kurden das Konzept ei­
nes eigenen autonomen Staates aufge­
ben, wo Westeuropa verstärkt anfängt, 
seine Grenze durch neueste Sicher­
heitsmaßnahmen zu festigen ? Aller 
Idealismus von einer herrschafts- und 
grenzenfreien Gesellschaft in Ehren - 
solange "unser", d.h. der westeuropä­

ische Idealismus von Wenigen auch bzw. 
wiedereinmal auf Kosten anderer, d.hi 
der Menschenleben von Tausenden 
Frauen, Männern und Kindern funktio­
niert - müßten diese Konzepte über­
prüft und der Bezug zu Referenzgesell­
schaften sichergestellt werden. Dieser 
Bezug ist aber - wie offensichtlich auch 
der Delegationsbericht des "Beobach­
ter Komitee Menschenrechte" zeigt - 

• nicht so einfach gegeben. Das heißt nun 
nicht, daß die Vorstellungen einer herr­
schaftsfreien und grenzoffenen Gesell­
schaft keine Berechtigung besäßen; 
diese Berechtigung haben sie nur an ei­
nem anderen Ort, nämlich in Westeuro-
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pa, d.h. bei politischen Konzepten wie 
Grenz freiheit, Herrschaftsfreiheit, 
Antirassismus und Feminismus müssen 
wir Deutschen bzw. Westeuropäerinnen 
und Westeuropäer uns zuallererst "an 
die eigenen Nasen fassen".
Der letzte Diskussionspunkt, ob Anti­
faschismus als eine geschlossene, 
homogene "Bewegung" angesehen 
werden könne, mußte verneint werden. 
Es gibt feministische Antifaschistin­
nen, gewaltfreie und militante, bünd­
nisorientierte, separate, antikapitali­
stische Gruppen, und, und, und. Wichti­
ge Themen der kommenden Veranstal­
tungen sollen pro und contra "Gewalt 
und Militanz" und die Aueinanderset- 
zung mit Desertion - früher und heute - 
sein.

(Thea A. Struchtemeier)
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HOOLIGANS UND

NAZI-SKINS IN HERNE
Daß sich in Herne Angriffe auf Ausländerinnen und Andersdenkende 
mittlerweile zum "Volkssport" entwickeln, wurde bereits in der letz­
ten Ausgabe erwähnt, und mir bleibt hier zunächst nur übrig, dies zu 
bestätigen. Hooligans und Nazi-Skins machen organisiert, in großen 
Gruppen und kontinuierlich Jagd auf Menschen.
Der einzig nennenswerte Widerstand wird ihnen von Jugendgruppen 
ausländischer Menschen entgegengesetzt. So auch in der Nacht vom 
25. auf den 26. Mai.

50 bis 100 Skinheads, 
zumeist allerdings nicht 
aus Herne stammend, 
versammelten sich am 
frühen Abend in der Her- 
ner Innenstadt. Auftre­
ten und Bewaffnung lie­
ßen auch diesmal keinen 
Zweifel an der Motiva­
tion. Während von der 
Polizei zu diesem Zeit­
punkt nichts zu sehen 
war, bekamen glückli­
cherweise die bereits 
erwähnten Jugendgrup­
pen rechtzeitig Wind von 
der Zusammenrottung 
und versammelten sich 
ihrerseits auf einem 
Parkplatz.
Dank ihrer hervorra­
genden Organisation ge­
lang es ihnen im Verlauf 
des Abends, die Faschi­
sten am Herner Kul­
turzentrum regel­
recht einzukesseln und 
damit in eine mehr als 
peinliche Situation zu 
bringen. Obwohl die Fa­
schisten mit Leucht­
spurmunition schossen 
und mit Molotowcoctails 
warfen, bleibt dem 
Chronisten hier nur fest­
zustellen, daß sie an die­
sem Abend eine ordent­
liche Tracht Prügel be­
zogen. Allen voran der 
Hemer FAP-Boß 
Mangelmann.
Wobei die ausländischen 
Mitbürger augenschein­

lich unverletzt geblie­
ben waren, allerdings 
wurde eine Herner Anti­
faschistin schwer ver­
letzt ( und erst nach 
mehreren Versuchen in 
verschiedenen Herner 
Krankenhäusern ärztlich 
behandelt, d. Red.).

Diese Darstellungen sind 
sehr knapp und erheben 
keinen Anspruch auf 

Vollständigkeit, weil ich 
erst danach zu den Leu­
ten stieß und aus ihren
Aussagen den geschil­
derten Eindruck gewann. 
Allerdings wurde ich 
noch Augenzeuge des 
Auftretens der Po­
lizei, von dem nun die 
Rede sein wird.
Die "Beamten" tauchten 
auf, nachdem ca. 50-70 
Menschen sich wieder an 
der Spielhalle am Haupt­
bahnhof versammelt 
hatten, wo sie sich ge­
genseitig das eben Er­
lebte schilderten und 
einzelne sich in kleinen 
Gruppen auf den Heim­
weg machten.
15-20 Polizisten spran­
gen aus den Wagen, ohne 
Dienstmütze, dafür aber 
mit dem Knüppel in der 
Hand. Einige Jugendli­
che ahnten, was nun 
kam, und suchten ihr 
Heil in der Flucht über 
die Hinterhöfe. Sie wur­
den sofort von mehreren 
knüppelschwingenden 
Uniformierten verfolgt, 
welche im Lauf noch die 
Dienstwaffe zogen.
Wir wurden aufgefor­
dert, uns zu zerstreuen, 
was wir angesichts der 
drohenden Knüppel auch 
taten. Kurze Zeit darauf 
ertönten aus dem Hin­
terhof, in den einige
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Menschen geflohen wa­
ren, Schreie: "Hört doch 
auf, ich hab doch gar 
nichts gemacht, hört 
doch auf".
Schläge waren zu hören, 
dann nur noch Schmer­
zensschreie.
Einige Menschen kamen 
aus der Spielhalle ge­
laufen, um nach ihren 
Freunden zu sehen. Die­
se wurden verprügelt, 
einige in Hauseingänge 
gezerrt, aus denen dann 
Schreie zu hören waren. 
Wir gingen hin, um dem 
Treiben vielleicht ein 
Ende setzen zu können, 
wurden jedoch - nur zu 
zweit - von einem Beam­
ten eingeschüchtert, der 
auf uns zukam, uns haß­
erfüllt anstarrte, sich 
drohend mit dem Knüp­
pel auf den Oberschen­
kel klopfte und lauernd 
fragte: "Fragen, hä, Fra­
gen?"
Nein, keine mehr und 
leider auch zu wenig 
Mut.
Dann verteilten sich die 
"Beamten" über die 
Straße und forderten die 
restlichen Menschen und 
die Schaulustigen (?) 
auf, zu gehen. Auch wir 
erhielten den Hinweis, 
daß es der Polizei die 
Arbeit erleichtern wür­
de, wenn wir gingen. 
Welche Arbeit ?
Darauf erhielten wir die 
prompte Antwort, als 
der Ruf ertönte "Im 
Bahnhof sind noch wel­
che!"
Die uniformierten
Schläger stürzten in den 
Bahnhof, wieder waren 
Schreie zu hören. Sie 
schleppten ihre Beute, 
blutende ausländische 
Jugendliche, fast noch 
Teenager, aus dem 
Bahnhof, warfen sie zu 
Boden, schlugen und tra­
ten sie beim Aufstehen 

und verfolgten sie in den 
nahen U-Bahn Schacht, 
aus dem dann wieder 
Schreie ertönten und 
später lachende Polizi­
sten kamen.
Gelähmt vor Angst und 
Entsetzen haben wir 
dem Straßenterror der

Faschisten wieder nur 
zugesehen.
Ich habe zwar inhaltli­
che Schwierigkeiten mit 
dem Begriff "Feigheit", 
aber ich schäme mich 
für mein Verhalten in 
Grund und Boden. Wir 
fragten noch einen älte­
ren Mann, der ebenfalls 
die Aktionen der Polizei 
an Bahnhof und U-Bahn 
beobachtet hatte, was er 
denn von dem Vorgehen 
der deutschen Polizisten 
(...) halte. Der sagte 
auch noch: "Ach, die ha­
ben doch bestimmt wie­
der ein Attentat ge­
plant..."

Wir werden nun dafür 
Sorge tragen, daß dieser 
Racheakt der Poli­
zei an ausländi­
schen Menschen (Ra­
che für gelungene anti­
faschistische Selbsthil­
fe) publik gemacht wird, 
wir werden Protestbrie­

fe an die Landesregie­
rung schicken und den 
Lokalzeitungen Augen­
zeugenberichte zukom­
men lassen und hoffen 
so, positive Reaktionen 
in Herne zu provozieren, 
die darauf hinauslaufen, 
den antifaschistischen 
Widerstand endlich wie­
der zu koordinieren und 
organisiert wieder auf 
den Straßen Hernes prä­
sent zu sehen.
Antifaschistinnen haben 
nicht mehr das Recht zu 
schweigen !
Etwas mehr als eine 
Woche nach diesen 
Vorfällen bleibt zu
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bemerken, daß sich 
in Herne nichts ge­
tan hat. Die Lokal­
presse hat mit ein­
wöchiger Verspä­
tung einen, die Tat­
sachen verfälschen­
den, Bericht ge­
bracht und im gro­
ßen und ganzen die 
Polizei in Schutz 
genommen.

Da ist dann die Rede von 
rivalisierenden Jugend­
banden, die sich ohne je­
de politische Motivation 
gegenseitig drangsalie­
ren, und von der Polizei, 
deren hilflose, un­
terbezahlte Beamte 
zwischen den Fronten 
um ihre körperliche Un­
versehrtheit fürchten 
müssen.
Es wird von "schwerbe­
waffneten türkischen 

Jugendgangs" gelogen, 
welche Discobesucher 
erschrecken, die dann 
Schutz bei den Faschi­
sten suchen.
Glücklicherweise sind ja 
auch gerade an die ioo 
Nazi-Skins rein zufällig 
den ganzen Abend in der 
Innenstadt, aber
( o graus) die tapferen 
Recken werden, ohne 
Rücksicht auf Rasse und 
Gesinnung, von den ma­
rodierenden Horden ver­
trimmt.
Was mit den nun schutz­
losen Discobesuchern 
geschah,darauf geht der 
WAZ-Bericht vom 
5.6.9i(!) nicht ein. Das 
bleibt der großdeutschen 
Spießerphantasie über­
lassen.
Berichtet wird dann 
noch über diverse Anti­
fa'^, die frech politische 

Hintergründe unterstel­
len und von brutalen Po­
lizeiübergriffen phanta­
sieren, aber was die Le­
serinnen von denen zu 
halten haben, das wissen 
sie nach regelmäßiger 
Lektüre der Herner 
Presse ganz genau...
Die unerträgliche Situ­
ation einschließlich der 
Dummdreistigkit der 
Presse verantwortlichen 
und der daraus resultie­
renden Narrenfreiheit 
der Polizei führen wir 
auf das Fehlen jeglicher 
kontinuierlicher antifa­
schistischer Arbeit zu­
rück. Progressive politi­
sche Gruppierungen in 
Herne, falls vorhanden, 
scheinen entweder blind 
oder von unverantwort­
licher Ignoranz befallen 
zu sein.
(tim)
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DRESDEN DARF NICHT HAUPTSTADT DER NAZIS WERDEN

2000 militante Neonazis marschierten am 15. Juni 1991 in Dresden 
auf. Es war der größte Nazi-Auf marsch seit über 10 Jahren, als die 
NPD Frankfurt am Main zur "braunen Hauptstadt" machen wollte. Es 
ist nur der vorläufige Höhepunkt nach einer Serie von Gewalttaten 
gegen ausländische Arbeiter und Flüchtlinge, Homosexuelle und Lin­
ke. Spätestens Mitte August wollen sie am Grab des Hitler-Stellver­
treters Hess in Wunsiedel wieder auf marschieren.
Gleichzeitig wird es weitere Opfer des alltäglichen Naziterrors, 
Verletzte und Tote geben.
Dresden war für die Faschisten ein Erfolg, eine Demonstration der 
Stärke, der mehr Anhänger, auch in anderen Städten, ermutigen wird, 
wieder offen aufzumarschieren. Und mit jedem erfolgreichen Auf­
marsch können sie zur wachsenden Anziehungskraft für Menschen 
werden, die angesichts der Krisensituation in den neuen Bundeslän­
dern verzweif eln.(...)
Wir können durch eine bundesweite antifaschistische Kampagne ver­
hindern, daß Dresden zum Zentrum und Sprungbrett der Faschisten 
für ganz Deutschland wird.
STOPPT DIE NAZIS IN DRESDEN !
(Bisherige) Unterstützerinnen für ein NATIONALES KOORDINATI­
ONSTREFFEN für den Aufbau einer antifaschistischen Bewegung und 
einer Demonstration am 13.7.1991 in Berlin:
Bündnis 90, AG Junge Genossinnen, Antifa-Referat des Asta-Mün- 
chen, AG/R Hamburg, Antifa Chemnitz, Antifa Hochschulgruppe 
Hamburg, Sosyalist Isci.
Kontakte: Hamburg: Bianca , HH-8503620 
Berlin: Werner, 030-6123880.
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